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Kurt G.Wernicke: 

Die Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- Und Behördehbibliotheken 
- 1955 - 1961 

Ich möchte Ihre Aufmerksamkeit  einer Gruppe von Bibliotheken zuwenden, 
der eine großere öffentlichkeit im allgemeinen  versagt  ist, die 
jedoch neben  den wissenschaftliOhenBibliotheken und den .Volksbüchereien 
eine dritte ,große Gruppe mit durchaus eigenständigem Charakter  dar.-
stellt  : Die Behördenbibliotheken. 

Ir  derwiesenAchaftliehen Literatur iet wenig über diesen Bibliotheks-
typ zu finden. Im "Randbuch der  Bibliothekswissenschaft", hrsg. von 

'Fritz Milkau, *erden sie von Gotthold Naetebus geméinsam mit den 
Instituts- und andoren Fachbibliotheken abgehandelt und such in der 
zweiten Auflage des Handbuchs hat unser Kollege Norbert Fischer sie 
nur im Rahmen  d'er. Spezialbibliotheken behandeln können. Erst in jüngster 
Zeit hat Fritz Pringhorn  in  einer  in der Festschrift für  Rudolf Juohhoff 
.etscheinenden Arbeit die  Eigenart  Und Bedeutung der Parlaments- und 
Behördenbibliotheken Zu klären unternommen. - 

,Entstanden  Aind_clitBehbrdenbibliotheken in  Deutschland  mit dem Aufbau 
. einer  rationalen Staatsverwaltung im 19.Jahrhundert in  den  einzelnen 
deutschen Territorien: In den ersten Jahrzehnten nach der Reichsgründung 
treten Mit dem Ausbau der Reichsverwaltung teben die Tehördenbibliotheken-
der.eintelnen Lander diejenigen der deutschen Zentralbehörden und im 
Jähre 1'93 sind in'achenkes Adressbuch der deutsdhen Bibliotheken bereits 

330 Behördenbibliotheken 'mit  - 2;600.0o° Blichem aufgeführt. Bis sum Jahre 
. 1929  hin werdennur *enige Behördenbibliotheken neu gegründet. Die Zahl 
ihrer Bestände wächst jedoch  kontinuierlich  weiter und im  Minerva-Handbuch  
der Bibliotheken von '1929, bearbeitet  von Hans Praesent, sind no 
größere Behördenbibliotheken Mit über 13.000.000 Bänden verzeichnet. 

Am Ende der 20er'jahre hatten sich 5 verschiedene Typen von Behörden= 
bibliotheken  herausgebildet,  die auch heute nosh anzutreffen sind: 

Zunächst die Bibliotheken der Legislative, die  Parlamentsbibliotheken  
.dee'Reiches und der Lander, -  an deren Spitze die Bibliothek des Reichstages 
mit -ca.:35o.000 Bänden und die Bibliothek des Preußischen Landtages mit 
150.000 Bänden. 

Daneben  die große Zahl der Bibliotheken'de:.7Exekutive, der  Ministerial-
büchereien  und  : die Bibliotheken der nachgeordneten  Verwaltungsbehörden 
des 'Belches und der  Lander. %Als :BeiePiel für diese GrUPP0  sei  die Biblio-
thek des :Auswärtigen .Amts angeführt :sowie die Post- und  Bahnbibliotheken.  

Es  folgen  die  Bibliotheken  der dritten ewalt, die Gerichtsbibliotheken, 
an:ihrer.Spite  dio  pibileth04-ses Reichsgerichts :mit ca. 270.00 Bänden. 

Eine - weitere . Gruppe der Behördenbibliotheken bilden aii W,UM 0080:14fte-
beweleh sinzelner BellOrden g0hUTen4en  Bibliotheken  wisseaochaftlioner 
Institute, Forsohuriesinitalteil -und bfferirniih isóhtlioher Körperschaften. 
Zu  dieser  GrUppe gehören zum Beispiel die Bibliothek des  Reichspatent-
amtes, die schon im Jahre 1934 über 3oc e 000 Bände verfügte. 

Als letzte  Gruppe folgt 'schließlich die Gruppe der kommunalen Behörden- 
iAbliothekons • 

Während des 2.Weltkriegesbaben alle 5-Gruppen große Verluste erlitten. 
, Am -schwerStén,getroffen wurden die Behördenbibliotheken der Ostgebiete 
Sowie die Bibliotheken der deutschen Zentralbehörden, die nicht nur 
durch-Kriegseinwirkung Verluste hatten, sondern zusätzlich  dutch die 
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Auflösung aller Zentralbehörden des Deutschen Reiches zum Teil ver-
nichtet wurden. Es ist hier nicht der Ort, auf die Geschichte dieser 
Bibliotheken nach 1945 einzugehen. Wenn Sie jedoch die letzten Jahr-
bücher der deutschen Bibliotheken vor 1945 mit denen nach dem 
Zusammenbruch vergleichen, können Sie leicht feststellen, welche 
Verluste die Behördenbibliotheken erlitten haben. 
Nach 1945 sind in Westdeutschland die Behördenbibliotheken von den 
Gemeinden und Ländern her wieder aufgebaut worden. Nach der Konstitu-
ierung der Zentralbehörden der Bundesrepublik folgten auch die 
Bibliotheken dieser Behörden. Zur fachlichen Betreuung dieser neuer-
stehenden Bibliotheken wurde im Jahre 1955 auf dem Bibliothakartag in 
Düsseldorf im Schoße des Vereins deutscher Bibliothekare die 14.VDB-
'Commission für Parlaments- und Behördenbibliotheken gegründet, deren 
erste Aufgabe die Bestandsaufnahme der wieder eingerichteten Behörden-
bibliotheken  sein mußte. Die Kommission hat zu diasem Zweck eine Umfrage 
veranstaltet, und deren Ergebnisse im Jahre 1957 vorgelegt. Danach be. 
standen zu dieser Zeit in der Bundesrepublik 417 Behördenbibliotheken 
mit einem Gesamtbestand von 5.600.000 Bänden und 67.7oo laufenden 
Zeitschriften. 84 dieser Bibliotheken hatten einen jährlichen Vermehrungs-
etat von 3o.000 DM. 

Die gröSte deutsche Behördenbibliothek ist danach die Bibliothek des 
Patentamtes in Munchen mit einem Bestand von 400.000 Bänden. Ihr folgt 
die 1949 neu geschaffene Bibliothek des Deutschen Bundestages mit 
25o.000 Bandon und einem jährlichen Zugang von ca. 3o.000 Bänden. In 
der  Gruppe  der Gerichtsbibliotheken verfügen die Bibliothek des Bundes-
gerichtshofes, die Bibliothek des  Kammergerichts  in Berlin sowie die 
Bibliothek des Oberlandesgerichts Celle über rd. loo.000 Bando. 
Dás Ergebnis der Umfrage war auch für die Behördenbibliothekare selbst 
überraschend. Mit dem Wiederaufbau der Behörden  waren auch die Behörden-
bibliotheken neu erstanden und mit der Ausdehnung der staatlichen Tätig-
keit auf immer weitere Lebensbereiche hat dieZahl der behördlichen 
Spezialbibliotheken weiter zugenommen. Diese Bibliotheken sind jedoch 
ohne jede zentrale Planung als eine Funktion der Arbeit der einzelnen 
Behörden gleichsam wild gewachsen. Nur sehr wenige Bibliotheken hatten 
Kenntnis von der Tätigkeit der am gleichen Ort oder in der gleichen 
Fachrichtung neu entstandenen Bibliotheken. Die besonderen Aufgaben 
der Behördenbibliotheken verlangen jedoch Zusammenarbeit und Kontakt-
aufnahme der Bibliotheken untereinander, denn die von Wilhelm Grunwald 
in der Festschrift für Vorstius angeführten Kennzeichen naturwissen-
schaftlicher und technischer  Spezialbibliotheken gelten in gleicher 
Weise auch für die  Behördenbibliotheken:  Die Arbeit der Behörden_ 
bibliotheken dient ebenso - ich zitiere - "nahezu ausschließlich dor 
aktuellen Literatur. Archivarische und museale Gesichtspunkte treten 
.demgegenüber zurück. Leichte unmittelbare Benutzbarkeit ihrer Einrichtung 
und klar hervortretender Nutzeffekt bei dor Bewältigung von gerade an-
liegender Aufgaben ist von besonderer Wichtigkeit. Die Erledigung der 
an sie herankommenden Anforderungen muß eilig bzw. sofort erfolgen. Die 
Erschließung der behandelnden Literatur ist bis zu sehr speziellen 
Themen hin notwendig. Der Auskunfts- und 	fiungsdienst sowie ein 
darner hinausgehender Informationsdienst spielen eine hervorragende 

_Rolle. Für die sämtlichen Dienstzweige der Bibliothek ist oft nur ein 
einzelner wissenschaftlicher Bibliothekar vorhanden". 

Alle diese Merkmale der Arbeit in einer Behördenbibliothek machen die 
Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Bibliotheken gleicher Fachrichtung 
oder gleicher Region zur unabdingbaren Notwendigkeit. 
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Vor  dem KXiege war diese 
Zusammenarbeit durch Arbeitsgemeinschaften 

cl,er Behördenbibliotheken 
gefördert worden. So wurden im Jahre 1923 

aUs deX tot der Zeit heraus die 
Arbeitsgemeinschaft  der Reichsbiblio- 

theken sowie die Arbeitsgemeinschaft der 
preußischen Bibliotheken 

gegründet. Regionale Arbeitsgemeinschaften bestanden in den 20er 

Jahren ebenso in einzelnen Ländern und Städten. Es 
war also  nahe- 

liegend im Jahre 1957 aus dem allgemeinen Bedürfnis nach  Kontakt- 

aufnahme und Opientierung auf dem Bibliothekartag 
in Lübeck eine 

Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und,Behördenbibliotheken 
ins Leben 

Zu rufen. Initator und Vorstand 
der  neuen Arbeitsgemeinschaft war die 

bisherige 14.VDB-Kommission für Parlaments- und Behördenbibliotheken. 

Die Arbeitsgemeinschaft, stand von 
vornherein und steht noch heute 

vor folgenden Aufgaben: 
1. Verbindungsaufnahue zwischen 

den einzelnen auf -sich belbst 

_-gestellten Behördenbibliotheken gleicher Fachrichtung odor Region 

2. Erörterung von Faphfragen 

3. Gemeinsame Regelung der Ausbildung und 
Fortbildung 

4. Vertretung 
der Behördenbibliotheken nach • außen. 

Der ersten Aufgabe, der Kontaktaufnahme, dient die Herausgabe von-

Mitteilungen und Arbeitsheften 
der Arbeitsgemeinschaft, die - in 

bescheidener Aufmachung - sie wird jetzt 
in einer Auflage von 45o 

Maschinenschriftlich vervielfältigten Exemplaren an die Behörden-

bibliothekenírerSandt - vor allem den kleinennin-Mann und 
 Ein-Mädchen" 

Bibliothekee helfen sollen. Zur Förderung der Verbindung zwischen 

Bibliotheken gIeicher Fachrichtung wurden  in den Mitteilungen Ver-

zeichnisse 
der Psrlamentsbibliotheken, Gerichtsbibliotheken, Postbiblio-

theken, Industrie- und Handelskammerbibliotheken veröffentlicht. Die 
Arbeitshefte, in die vor allem Ober 

Nachrichten und Anschriften hinaus-

gehende Berichte ,  und Abhandlungen aufgenommen 
werden sollen, haben in 

Nr-.2 den Handkatalog der Bibliothek 
des Bundesarbeitsgerichtes, in Nr.3 

und -5 die Berichte Ober die Tagung 
'der Arbeitsgemeinschaft auf dem 

Bibliothekartag in Freiburg und Trier und in Nr.6 
eine kurze Geschichte 

der Bibliothek des Auswärtigen Amtes 
und der PostbibliothekenHgebracht ,  

um die Behördenbibliothekare  über 
 den Aufbau und die Arbeitsweise an 

den Behördenbibtiotheken zu orientieren. Ein 
weiteres Arbeitsheft 'Ober 

die Struktur und die Arbeitsweise der 
einzelnen bei den Bundesgerichten 

bestehenden Rechtskarteien ist in Arbeit und 
wird demnächst erscheinen. 

Der Kontaktaufnahme diente daneben 
die von der Arbeitsgemeinschaft ge-

förderte Bildung Z'rtlioher Arbeitsgemeinschaften 
der Behördenbibliotheken.; 

So entstanden vor allem durch 
die Aktivität unseres Kollegen panatags-

bibliothekar Hans 
Schmidt aie Arbeitsgemeinschaft Hannoverischer Behörden-

biblictheken. Kollege Dr.Kettig bildete eine Arbeitsgemeinschaft 
in 

.Berlin.  In Düsseldorf, in Bonn und - in 
lockerer Ferm duch in München 

bestehen Arbeitsgemeinschaften der Behördenbibliotheken. 

Die zweite Aufgabe, Erörterung  von 
 Fachfragen, geht  Hand  in Hand mit • 

g1eic'hen Bemühungen der Bibliothekare  an wissenschaftlichen 
Bibliotheken. 

Das  besondere  Problem für 
die Bebördenbibliothekare besteht vor allem 

darli, daB die Behördenbibliotheken-- klein und 
auf sich selbst gestellt 

in den meisten Fallen 
nicht über bibliothekswissenschaftliche Literatur 

verfügen. Die Arbeitsgemeinschaft hat 
sich deshalb auf ihren Tagungen 

und Vorstandssitzungen um die -Klärung 
besonders dringender Fachfragen 

bemüht». 
Zeitschriftenumlauf und -auswertung, die Probleme 

des Leihverkehrs 

und die Beteiligung 
von Behördenbibliotheken an Zentralkataloge, die 

Rechtslage des Dublettentautohoo und der 
Aussonderung älterer Literatur 
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sowie das Problem der Bibliotheksrevisionen sind u.a. in der Arbeits-
gemeinschaft diskutiert und Vorträge und Abhandlungen über dice° Themen ver ffentlicht worden. Darüberhinaus wurde als Arbeitsheft Nr.4 eine Bibliographie von Nachschlagewerken für kleinere Behördenbibliotheken 
herausgebracht. 

Zur Regelung der Katalogisierung sind in der Bundestagsbibliothek 
Instruktionen für ein einheitliches die formale und inhaltliche Katalo-gisierung umfassendes Katalogsystem ausgearbeitet worden. In den Instruk-tionen für die alphabetischen Kataloge wurde dabei der korporative Verfasser berücksichtigt, der Nr die Behördenbibliotheken von besonderer Wichtigkeit ist und die mechanische Ordnung nach der gegebenen Wortfolge eingeführt. Diese Instruktionen stehen allen interessierten Behörden-
bibliotheken zur Verfügung. 

Bin  ungelöstes  Problem ist nach wie vor die Errichtung einer zentralen 
Dublettentauschstelle. Wir behelfen una zunächst noch mit der Veröffent-lichung von Desideratenlisten und Dublettenangeboten in jeder Nummer der 
"Mitteilungen". Vielleicht wäre - nach englischem Vorbild - die Einrichtung einer zentralen Dublettentauschstelle für die Bundesrepublik der richtige Weg auf der diese Frage gelöst werden könnte. 
Die Ausbildung und Fortbildung von Behördenbibliothekaren ist eine weitere Aufgabe der Arbeitsgemeinschaft. Im Gegensatz zu den wissenschaft-lichen Bibliotheken, die nur bibliothekarisohe Laufbahnkräfte kennen, 
stehen in den Behördenbibliotheken neben den Diplom-Bibliothekaren, die aus der allgemeinen Verwaltung hervorgegangenen Verwaltungsbibliothekare. 
Für die Zusammenarbeit der Behördenbibliothekare untereinander haben sich 
Schwierigkeiten daraus nicht ergeben. Die Fachbibliothekare haben an einigen Orten - so in Hannover und Berlin - die von der Verwaltung  her kommenden Kollegen in Sonderkursen - genannt "Heidenmission" - in die Geheimnisse des Bibliothekswesens eingeweiht und die Verwaltungsbiblio-thekare haben sich  mit der Unterrichtung über die Schliche der Kamerali- stik, über Behördenorganisation und -aufbau,  Verwaltungsrecht usw. revanchiert. 

Das eigentliche Problem ist der Mangel an Nachwuchs für Behördenbiblio. thekent Während die Arbeitsgemeinschaft früher vor der Aufgabe stand, die Behörden aller Ebenen von der Notwendigkeit der Einstellung von Diplom-Bibliothekaren zu überzeugen, stehen wir heute, nachdem uns das weitgehend gelungen ist, vor der weit schwierigeren Frage, wo nehmen wir die Diplom-Bibliothekare her, die die Behörden benötigen. Der Hauptgrund für den Nachwuchsmangel bei den Behördenbibliotheken ist neben dem all-gemeinen Nachwuchsmangel darin zu sehen, daB nur wenige Behördenbiblio- theken fiber Aasbildungsplanstellen verfügen. Die  1o9 Behördenbibliotheken, die allein bei Bundesbehörden bestehen, können den Bibliotheksschulen der Lander z.Z  nicht eine einzige Ausbildungsplanstelle zur Verfügung 
stellen. Die Arbeitsgemeinschaft hat sich daher nach eingehender Erörte-rung der Probleme in einem zu diesem Zweck einberufenen Unteraussohuß der VDB-Kommission für Ausbildungsfragen an das Bundesministerium des Innurn gewandt und die zuständigen Stellen gebeten, an geeigneten Behörden-
bibliotheken Ausbildungsplanstellen einzurichten. Unter ZunruzdelegUAg 
einer 3-jährigen Ausbildungszeit sollen 1962 mindestens 15, in den beiden folgenden Jahren je weitere 15 Planstellen eingerichtet werden, so daB schließlich 45 Planstellen zur Verfügung stehen und jährlich 15 Fachkräfte die Ausbildung abschließen können. Die notwendigen Verhandlungen werden von der Arbeitsgemeinschaft mit der Unterstützung des Vereins Deutscher Bibliothekare geführt. Die Bibliothekssohulen der Länder sind bereit, die zusätzliche Belastung durch 15 Praktikanten der Parlaments- und Behördenbibliotheken jährlich zu übernehmen. Von der praktischen Aus- 
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bildung solliwenigstens die Hälfte an einer geeigneten Behörden-

laibLiothekabgelejate-t —werden. Für den übrigen Teil des Praktikums 

Sind die Anwärter an eine aushildungsbereohtigte wissenschaftliche 
AllgeMeinbibliOthek abzuordnen. Wir haben in diesen Fragen von der , 

Kommission für Ausbildungsfragen und  dem Vorstand  des VDB jede  Hilfe 

erfahren und ich darf den Kollegen Koettelwesch und Richter an  dieser  

Stelle nochmale herzlich für ihre Hnterstützung danken. 

Zur Fortbildung der Behördenbibliothekare hat die Arbeitsgemeinsphaft 

in  Zusammenarbeit  mit dem Bibliothekarlehrinstitut  Kolii  an der Bundes-. 

tagsbiblióthek  mehrere Fortbildungskurse  durchgeführt, an denen Uher 

loo Bibliothekare aus dem Raum Bonn und.  DiisseldorT teilgenommen  haben. : 

Die regionalen Arbeitsgemeinschaften in Berlin und 'Hannover haben 

ähnliche Kurse veranstaltet.  An die Bibliothekallehrinstitute hat die 

Arbeitsgeméinechaft die Bitte gerichtet, in ihren Ausbildungsplänen 

auch die Behördenbibliotheken zu berücksichtigen. 

Eine weitere Aufgabe hat die Arbeitsgemeinschaft darin gesehe*,die 

Behördenbibliotheken in bestimmten Fragen nach außen hin zu  vertreten.  

Ba ś  ist zunächst in den von  Br Kirchner  für die Arbeitsgemeinschaft 

. ausdauernd geführten Verhandlungen mit dem Vertreter der Verleger um 

: die . Gewährung des Bibliotheksrabatts für Behördenbibliotheken geschehen. 

Nach.101gi4hrigen Bemühungen wurden Im Börsenblatt vom 5..Februar 1960 

schließlich eine Liste  nit  79 rabattberechtigten Behördenbibliotheken 

veröffentlieht-. 

Zur Steuerung gewisser Unsitten  bpi ,der Herausgabe Von Loseblattwerken 

- die Behördenbibliotheken - haben  besonders viele Sammlungen dieser Art ,  

zu  verWalten'- hat die Arbeitsgemeinschaft unter Mitarbeit unseres  

Kollegen  Hanel, Berlin,  eine 11 Punkte umfassende EmpfehlUng - über die 

Herausgabe von Loseblattwerken ausgea±beitet und diese  1o2 Verlegern 

sowie dem Börsenverein zugesandt. Die Empfehlung wurde im Börsenblatt 

vom 2.2.6o Veröffentlicht und hat unter den Herausgebern und Verlegern 

ein beachtliches Echo gefunden. 

In der Frage der Normung der Amtsdrucksachen hat die Arbeitsgemeinschaft 

mit gutem Erfolg eine Empfehlung an die Statistischen Luter der Bundes-' 

republik sowie- eine Weitere Empfehlung an die Behörden des Bundes und 

der Lander  gerichtet  d Die Statistischen Landesämter habendie , Vorschläge 

der Arbeitsgemeinschaft bei einer 1958 erfolgten  Reorganisation  der . 

Systematik ihrer Veröffentlichungen berücksichtigt. , 

Die  besonderen Interessen  der Behördenbibliothekare hat die Arbeits-

geMsinschaft.auchein beamten- und tarifrechtlichen Fragen vertreten.  Bei  

den  Beratungen zum neuen Bundesbesoldungsgesetz.wurde eine weitere 

Ausgestaltung der beiden Bibliothekslaufbahnen empfohlen und unseren 

Torschlägen 'entsprechend im Gesetz eine Aufstiegsmöglichkeit für , den , ' 

gehobenen Bibliotheksdienst  bis zum Bibliotheksamtmann (Bes.Gr. A 11)' 

und für den höheren Bibliotheksdienst des  Bundes  bis zum Bibliotheksober- 

rat (Bes.Gr. A - 14) geschaffen e  

In den  - Tarifverhandlungen, die zum Abschluß des Tarifvertrages vom 

15.1.6o führten, hat die Arbeitsgemeinschaft zusammen mit anderen 

bibliothekarischen Fachverbänden durch eingehende Fachberatung für die. 

Diplod.,Bibliothekare an wissenschaftlichen und 'Behördenbibliotheken: 

wesentliche Verbesserungen erreichen können. Das  Hauptergebnis  war'dié 

Hebung dertingangsetufe der Ve±g.Gr. 10.A VIb nach TO.A Tb., Kollege 

Gerstenkorn hat darüber in einem Aufsatz in der Zeitschrift "Arbeit und 

Recht"  berichtet»  
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Einige noch nicht abgeschlossene Vorhaben werden  hoffentlich  in 
absehbarer Zeit zu einem guten Ende geführt werden können. Dazu 
gehört die Neuauflage eines vervollstandigten Verzeichnisses der 
Behördenbibliotheken sowie eine Aufstellung eines Normaletats für 
verschiedene Typen von Behördenbibliotheken. 

Wenn ich über die besonderen Probleme der Behördenbibliotheken 
berichtet habe, so nicht deshalb, um diese herauszuheben. Es geht 
mir vielmehr darum, mit diesen besonderen Fragen auch die den Biblio-
thekaren aller Bibliotheksarten  gemeinsamen  Probleme hervortreten zu 
lessen. Wir müssen uns deutlich machen, daß von den Funktionen her, 
die die Bibliotheken heute zu erfüllen haben, eine immer weitere 
Aufgliederung in immer neue Fachrichtungen erfolgt und weiter erfolgen 
wird, eine Spezialisierung, die die Einheit des bibliothekarischen 
Berufs gefahrdet. Diese aber sollten wir nicht preisgeben, denn ebenso 
wie die  verschiedenen  Typen von Behördenbibliotheken  durch  das gemeinsam 
Band des bibliothekarischen Berufs zusammengehalten werden, sollten 
wir auch die Verbindung zwischen Behördenbiblietheken und wissenschaft-
lichen Bibliotheken nicht abreiken lassen und gemeinsame Aufgaben 
gemeinsam zu lösen versuchen. 



Wenn die Aufgabe der Bibliotheksrevision an uns herantritt, oder 
wenn tir tit Revisionsfragen in Berührung kommen,  so  verbinden wir 
damit nicht gerade die Vorstellung  von  etwas Angenehmen. Sobald»  man 
an diese Aufgabe herangehen  und wie man  sich verhalten muß, ist Alles 
halb so schlimm. Jedenfalls hoffe ich, daß Ste  diesen Eindruck aus 
meinem  Referat mitnehmen werden. Um einen Ansatzpunkt zu gewinnen, 
gehen wir voM Bild des Sammlers aus.-  

Jeder Besitzer einer Sammlung sei  es, um  nur einige Beispiele zu. 
nennen, von Briefmarken, Münzen oder Büchern -, hat ein'hutürliehes 
TnteresSe, von Zeit zu Zeit seinbn-Besitz einer Bestandsprüfung zu 
unterziehen.  Das gleiche natürliche .Interesse darf man auch bei  den 
Verwaltern öffentlicher 'Sammlungen, in  unserem  Fall Bibliotheken und 
Büchereien, voraussetzen. Beiden geht es darum,  festzustellen, befindet 
sich alles noch an seinem ordnungSgemässen Ort, ist etwas beschädigt . , 
welches mit Nachweis Entliehene muß zurückgefordert werden, und schließ- 

lich, was ist nicht auffindbar,und wo ist etwas zu ergänzen „ 
Wir können hier den Vergleich mit  dem privaten  -Semler  abbrechen Und: 
uns ganz den uns .beruflich  gestellten Aufgaben der Bestandsüberprüfung, 
acan der Révision, Zuwenden, wie wir 'sie alb Bibliotheks- und Bücherei-
verwalter erfüllen-Müssen. 

Gleich va Beginn ergibt :sigh  dabei eine Besonderheit, die in unserer 
tigenschaft als Behördenbibliothekare liegt. Als solche dürfen wir 
nämlich nicht; wie die  meisten anderen Bibliothekare, bei der Revision 

den  Gesichtspunkt  der ordentlichen Bibliotheksverwaltung yoranstellen, 
sondern zu allererst müssen wir die ihr zu Grunde liegenden gesetzlichen 
Bestimmungen und Anordnungen beachten, Wenn die Kenntnis dieser Bestim-

mungen und Anordnungen ale selbstverständlich  -vorausgesetzt werden 
dürfte, dann wäre dieses -Thema sicher nicht Auf.das Tagungsprogramm 
gesetzt *Orden. Offensichtlich ,ist das aber nicht der Fall, und so 

sehe ich. meine  Aufgabe im wesentlichen  darin, Sie damit vertraut zu 
Machen. Sie  brauchen nicht zu befürchten, daß ich Ihnen jetzt der Reihe 
nach alle Bestimmungen im unvermeidlich trockenen Wortlaut zur Kenntnis 
bringen werde.  Fur diejenigen, die es sich notieren wollen, nenne ich 
nur die in Frage kommendenStellen: 

I. Reichshaushaltsordnung (RHO) § 65 (lfdanpue Ausg.) 

24 Wirtschaftsbestimmungen für die Reichsbehörden .(RWB) 
§ 55 0  56 (Nachdr.Berlin Bundesdr. 1952) 

3. BuchfUhrungs- u.Rechnungslegungsordnung , für das Vermögen 
des Bundes-(VDRO) v01643.53 (selbst.Ausg.,Köln: Bundesanz. 
1953• u. Min.B1,Bundesinin.d.Finanzen. Jg.53- Nr.9, S.167 - 228. , 
§§ 25,,2&, 4o. 

3a.Anlaang VBRO.: Vermögensgruppenplan Ziff:411c„Bücher u.andere 
Drucksachen”. 

4. Richtlinien für - die Führung von Bestandsverzeichnissen über 
bewegliche Sachen gemäß § 28 VBRO im Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen y.1.3.55 (Min0B1 ..d.BunA¯smin. 
d.Finanzen Jg.6. 19554 Nr.8, 5.178-188) (wichtig der,ganzé 
3.AbSatz). 

-
Richtlinien d.Dundesmin.d.Justiz v.27410,55. 

Dazu die entsprechenden K U. RVOs der eirizeIEn Länder, 
z.B. Nordrhein-Westf.v41,3.55 u.Hessen v.27.1.560 



Aus der Reihe der Kommentare zur RHO usw. nenne ich nur einen 
neuen" Helmert, Ottos Haushalts-, Kassen- u.Rechnungswesen. Eine 
systematische Darstellung und Erläuterung des staatlichen und 
kommunalen Haushalts- und Kassenrechts, des Rechts der Rechnungs-
legung und Rechnungsprüfung. - Berlins De Gruyter 1961. XXV, 6135 8.8 ° . 
Mit diesen Literaturangaben haben Sie ausreichend Material, um im 
Bedarfsfall den ganzen Wortlaut der Bestimmungen nachzulesen. Im 
Rahmen dieser kurzen Ausführungen beschränke ich mich auf das Wesent-
liche. Die Frage nach der Verpflichtung zur Revision lässt sich 
schnell beantworten. Bücher sind ein Teil des Vermögens des Bundes, 
der Lhnder und Gemeinden und damit, wie die anderen, weit grösseren 
Teile des Bundesvermögens - wenn ich im folgenden "Bund" sage t  so gilt 
das analog auch für Länder und Gemeinden -, unterliegen sie der Vermögens-
rechnung.  Bücher gehören zur Vermögenshauptgruppe "Bewegliche Sachen". 
Im Vermögensgruppenplan für die Bundesvermögensreohnung stehen sie 
zwischen "Geräte und Ausrüstungsgegenstande" und "Maschinen, Apparate 
und Instrumente" bei Ziff.11o als „Bücher  und andere Drucksachen". 
Bücher werden also  nicht als Einheit, d.h. als ganze Bibliotheken oder 
Büchereien.angesehen, wie Archive, wissenschaftliche Sammlungen und 
Schausammlungen von Dauerwert, sondern als Einzelgegenstände. 
Die grundlegende Bestimmung für  die Revision befindet sich in der 
Reichshaushaltsordnung . RHO. Trotz mehrfacher Änderungen und neuerer 
Entwürfe gilt sie nach wie vor für das Haushaltsrecht des Bundes, der Länder und der Gemeinden. Der uns angehende §, ist der §, 65; in ihm 
heißt es u.a,, daB Gebrauchsgegenstände, Gerätschaften sowie Gegenstände, die zu Sammlungen gehören, in Bestandsverzeichnissen nachgewiesen werden. 
Außer beinahe selbstverständlichen formalen Anweisungen liegen zur Zeit 
noch keine festumrissenen Vorschriften vor, wie die Bestandsverzeichnisse zu führen sind. Aus einer Vereinbarung zwischen dem Rechnungshof und 
dem Finanzminister ist ersichtlich, daß die Sonderverhältnisse bei den 
einzelnen Bundesverwaltungen anerkannt werden, daß aber der Rechnungshof 
Weisungen geben oder befragt werden kann. In erweiterter Form werden wir 
dieser Vereinbarung gleich nochmals begegnen. Bezüglich der Form der 
Bestandsverzeichnisse ist noch festzuhalten, daß der Nachweis des Be- standes immer durch die betreffende Verwaltungsstelle und nicht durch 
eine dritte Stelle, z.B. eine Kasse, zu erbringen ist. Diese alte Fassung 
findet in der "Duchführungs- u.Reohnungslegungsordnung für das Vermögen 
des Bundes" . VBRO die Fassung, daB die Einzelheiten über die Führung der Bestandsverzeichnisse der zustdndige Bundesminister im Einvernehmen 
mit dem Bundesrechnungshof bestimmt. 

Wie Sie daraus ersehen, geht es also zunächst um den Nachweis, gleich- 
gültig ob die genannten Sachen entgeltlich oder unentgeltlich erworben 
worden sind. Dieser im § 65 der RHO festgelegte Grundsatz wird in den 
"Wirtschaftsbestimmungen für die Reichsbehörden" = RWB und neuerdings in dem gerade genannten Entwurf der "Duchführungs- u.Rechnungslegungs-
ordnung für das Vermögen des Dundee" . RBRO vom 16,3.53 erläutert. 
Im § 25 der VBRO erhält das für bewegliche Sachen zu führende Duch den 
Namen "Bestandsverzeichnis",und der für uns wichtige § 28 ist praktisch 
eine Wiederholung des  § 65 der RHO. Ich zitiere ausnahmsweise den 
ganzen §s 

"Die beweglichen Sachen sind im einzelnen nach besonderen Vor-
schriften durch Bestandsverzeichnisse (Gerätebücher u.dergl.) 
nachzuweisen. Diese sind nach Vermögensgruppen (§ 7) zu gliedern. 
Sie müssen eine Stückpreisspalte enthalten. Das Nähere bestimmt 
der zuständige Bundesminister im Einvernehmen mit dem Bundes- 
rechnungshof." 
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Was die ff, §§. liber die Führung der  Bücher 
 sagen, können wir über-

gehen, weil sie Formalien betreffen und mit der 
Revision unmittelbar 

nichts zu tun haben, Erwähnt sei noch 
der § 4o, der erklärt, was 

bewegliche  Sachen im Sinne dieser Ordnung 
sind. Es werden darunter 

körperliche Gegenstände verstanden, soweit diese nicht als wesentliche 

Bestandteile eines Grundstücks zum unbeweglichen Vermögen gehören. Ba 

nun einmal Bücher unter 
diese Begriffsbestimmung fallen, müssen wir 

sie auch 'Mr die Revision als Gegenstände behandeln, 
und wir dürfen 

und brauchen nicht, wie wir es als 
Bibliothekare sonst tun sollten, H 

ihren geistigen Inhalt und ideellen Wert 
mit in Anschlag zu bringen. 

Die gerade genannten §§. der . RHO, RWB und VBAO behandeln also die 

Verpflichtung und Allgemeines zur Revision. 
 Über  die Durchführung 

gibt es Richtlinien, und zwar ist 
grundlegend für alle Behördón, die 

des Bundesministers der Finanzen vom 
1.3.55. Die einzelnen -Behörden 

haben diese  Richtlinien im ganzen oder 
mit geringen Abweichungen  überm  

nommen, z.D. der Bundesminister der Justiz Unter 
 gleichem Titel vom 

27.10.55. 

In diesen Richtlinien wird bestimmt, daB 
die Revision elle 2 Jahre 

durch einen ah der-Verwaltung der 
Bücher nicht beteiligten Beamten der 

Behörde Zu prüfen ist, und zwar darauf hin, ob der nachgewiesene Stand 

mit dem Ist-Bestand übereinstimmt. Es ist 
selbstverständlich, daB eine 

vollständige tberprilfung nur bpi kleinen Büchereien möglich ist, 
und 

so ist zUgestanden worden, daß bei grösseren Büchereibeständen wohl 

elle 2 Jahre eine Revision durch einen nicht 
mit der Bibliótheksver-

Waltung betrauten Beamten durchzuführen bleibt, 
sie sich aber auf aus-

reichende Stichproben beschränken kann. tber.die erfolgte Prüfung ist 
eine Niederschrift  mit einer Aufstellung 

der überprüften Bücher und der 

Beanstandungen aufzunehmen. Der Dienststellenleiter kann damit die 

Weisung verbinden, eventuelhVerluste 
 aufzuklären. Wie sonst bei Vex- 

,  lusten  ZU verfahren ist, wird 
noch später zu sagen sein. Für grössere 

Büchereien bestimmen die Richtlinien ferner, daß der Nachweis der Bücher 

und Druckschriften aufgrund von Aufnahmen nach dem 
System wissenschaft. 

licher  Bibliotheken durch 

• 	durch einen Sach- und Verfasserkatalog 
oder einen 

b
1 das Zugangsbuch, 

Kreuzkatalog 
zu führen ist. Nach Anweisung des Dienststellenleiters 

an den mit der 

Prüfung beauftragten Beamten lässt sich 
der Verlauf der Prüfung wie 

folgt zusammenfassen 
1. Feststellung der Soll-Bestande anhand 

der Bestands-

verzeichnisse (Kataloge u. Zugangsbuch) 

2. Zählung der Ist-Bestände. Hierbei wird die Bibliothek 

mitbeteiligt. 

' 3.  Feststellug  des vollzähligen 
Vorhandenseins der  Katalog-

karten anhand des Zugangsbuches. 

4. Das geprüfte Zugangsbuch und die Katalogkarten 
erhalten 

Prüfungsvermerk. 

,Abschließend darf su den 
behördlichen Bestimmungen über die Revision 

festgehalten werden, daß für weite Strecken die Bibliothek wohl 
die 

Vorsussetzungen für eine Revision durch 
einen Dritten. zu schaffen hat, 

un& 
zwar unter haushaltsrechtlichem Gesichtspunkt, daB darüber hinaus 

aber über eine Verpflichtung 
der Bibliothek, nach eigenen Gesichtspunkten 

eine Revision durchzuführen, 
in den Richtlinien nichts gesagt wird. Far 

eine  Revision in 
diesem Sinne ist sie allein zuständig aufgrund der 

Verantwottung, die sie für den Nachweis und 
die ordnungsmäBige Verwaltung 

der Bestände hat. Mit 
dieser Feststellung wollen wir jetzt zu einigen 

Punkten der bibliothekarischen Revision 
übergehen, wobei wir betonen 

mdohtén, daB diese und die haushaltsreohtliche 
Revision keineswegs nur 

zwei Seiten derselben Saphe sini. 
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In den einschlägigen bibliothekarischen Hand- und Lehrbüchern wird die Revision mit wenigen Sätzen abgehandelt, weil sie ale selbst-verständliche Aufgabe einer ordentlichen Bibliotheksverwaltung ange,  sehen wird .  Die praktischen Durchführungsanweisungen sind wohl auch 
deshalb so knapp, weil Benutzung, Raum- und Personalverhältnisse bei den einzelnen Bibliotheken so verschieden sind, daß nur wenige allgemeine Grundsätze möglich sind, im übrigen jede Bibliothek die 
für sie günstigste Revisionsform durch eigene Erfahrung gewinnen muB. 
Wer noch keine eigenen Erfahrungen hat, liest sich am besten einmal die Erfahrungsberichte anderer Bibliotheken durch. Aus jüngster Zeit 
kann ich  hier verweisen auf die Berichte über durchgeführte Revisionen in der UB Tubingen (Nachrichten für wissenschaftliche Bibliotheken 1953, Seite 7o - 78), in der Bayerischen Staatsbibliothek (ZBB 1958, 
Seite 3o5 - 32o ff., dazu den selbständigen Abschlußbericht von 
H.Middendorf) und auf die Lesesaal-Revision der UB Göttingen (ZBB 196e,  Seite 139 - 143). 
Aus der Literatur, den Erfahrungsberichten und aus eigener Erfahrung, die wir in unserer Bibliothek bei durchgeführten und angelaufenen Revisionen gemacht haben, bringe ich jetzt eine gedrängte Zusammen-fassung. Als l, sind zwei Arten von Revisionen zu unterscheidens Die Gesamtrevision und die Teilrevision. Je grösser die Bibliothek ist, um so seltener wird man zur Idealform der Gesamtrevision schreiten. 
Wie ihr Name besagt, zieht sie den gesamten Bestand in die Revision ein. Im Gegensatz zur Theorie gibt es zwei Möglichkeiten zu ihrer Durchführung» l. Langere SchlieBung der gesamten Ausleihe. In diesem Fall geht 

ihr zuweilen ein sogenannter Büchorsturz voraus, d.h. alle 
entliehenen Bücher werden zurückverlangt und an ihrem Standort eingestellt. 

2. Die Benutzung geht weiter. Es liegt auf der Hand, daB diese Art der gesamten Revision längere Vor- und Nacharbeiten erfordert, 
daß sie schwieriger durchzuführen ist, und daß sie gewisse Fehler-quellen nicht ausschließt. 

Im Grunde genommen ist die bei weitergehender Benutzung  und über einen langen Zeitraum bis zu 5 - 6 Jahren durchgeführte Gesamtrevision eine Kette von Teilrevisionen. Aus einsichtigen Gründen kann man sich eine einmalige und in kurzer Zeit vorzunehmende Gesamtrevision nicht mehr leisten, und so setzt man an ihre Stelle die Teilrevision. Die Teil. revision ist die heute übliche Form der Revision. Je nach Zeitabständen, in der sie durchgeführt wird - z.B. 1- bis 2-jährig - muß die Größe der revidierenden Bestände bemessen werden. Wenn die Benutzer freien Zugang zu den  Beständen haben, sei es im Magazin oder im Lesesaal, ist eine Revision in kürzeren Zeitabständen angebracht. Man kann die Teilrevision auch als Dauereinrichtung einführen, d.h. laufende Revision von kleinsten Abteilungen. Geht man dabei systematisch vor, so erreicht man den gleichen Effekt einer großen Teilrevision und man erspart sich den für diese notwendigen Personalaufwand. 

Jetzt zur praktischen Durchführung der Revisions Vor Beginn der Revisionsarbeiten muß der Standort- bzw. systematische Katalog in Ordnung gebracht sein. Ein besonderer Revisbnskatalog ist ein selten 
möglicher Luxus. Anhand der genannten Kataloge wird auf Vorhandensein, Erhaltungszustand und richtige Beschriftung revidiert. Dazu gehören 
Signaturen, Titel, Jahrgang, Auflage, Bandzählung, Mehrfachexemplare. 
Nur als Beispiele zähle ich eine Reihe von Fehlerquellen  auf: falsche Signaturen und Signaturschildchen, Doppelsignaturen, unter verschiedenen Signaturen laufende Serien, Dubletten, unkatalogisierte Bestände, 
falsche Buchbinderprägungen auf dem Einband, irrtümlich zusammenge-
bundene Einheiten, falsche Katalogeintragungen, nicht identische Wieder-
beschaffungen usf. Für alles ist eine Revisionskladde vorher anzulegen, 
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in der die wichtigsten Spalten, die für fehlendel beschädigte, durch 

Vertreter ersetzte EB..Bände, eventuelle Buchbinder- 
und eine sonstige 

Spalte sind. 
Ob man die Ausleih- und Buchbinderkarten zur 

Revision 

am Standort hinzuzieht oder nicht, längt 
Von der Größe .  der Bestände 

ab. 
Bei kleineren empfiehlt sich das, bei grösseren gehört 

die Durch-

eicht :dieser 
Karteien zur täglichén Nacharbeit, gleich ob 

man die 

Entleih- -und Buchbinderkartei am Standort 
hat oder nicht. Zu einer . 

gründlichen Revision 
gehört anschließend die Überprüfung, da8 die 

dort nachgewiesen BüCher 
beim Entleiher und  Buchbinder tatsächlich 

vorhanden Bind. 
Statt dabei neue Leihscheine auszustellen, wie 

es dort 

üblich-ist, wo ein Büchersturz stattfindet, genügt auch 
die Abstempelung 

der alten Leihecheine und
,  dip Feststellung 

des Erhaltungszustandes der" 

Bücher. Weniger zu empfehlen 
ist, elite Überprüfung der . Leihkonten 

und 

der Leihpappe Mit 
dem Leihregister oder Kuponkasten der Revision am 

Regal voranzustellen. 	 . 

Ebenfalls von der Größe abhängig 
ist die Einteilung des 

Magazins in 

Ravisionsabschnitte. Pro Abschnitt wird 
eine Prüfergruppe eingesetzt. 

Eine solche Gruppe besteht aus zwei'Mann, einer Fachkraft 
 und einer 

Bilfskraft. Die Fachkraft nennt 
die Signatur, die Anzahl der Bände und 

führt die Revisionskladde. 
Die Hilfskraft vergleicht 

die Angaben am 

Stand:exit. 
Verstellungen werden sofort berichtigt; Bände 

mit  Doppel-

signaturen  werden entnommen. 
Alles 

andere eschädigte, falsch heschrif-

te -to ùnd durch 
Vertreter ersetzte RB-Dände werden 

nur in die Revisions-

kladde eingetragen und 
bleiben am Standort. Ebenfalls 

am Standort wird 

für fehlende oder nicht nachweisbare Bücher eine Pappe eingestellt 
mit 

Datum *ann der betreffende Band 
erstmalig nicht auffindbar war.' Bas 

Suchen fehlender Bände und 
die Aufstellung der Vermisstenkartéi, 

 Repara- 

turen,  Berichtigungen us*. 
gehören mit zurNacharbeit. 

Für die Nacharbeit 

ist von 
vornherein eine nicht zu knappe Zeit zu veranschlagen. 

Auch für 

dip Arbeit am Regal gibt 
es nur ungefähre Angaben über 

die tägliche 

Arbeitsleistung. Bei schwierigen 
Signaturen mit Buchstaben, Bruchstrichen, 

Exponenten und Bandangaben 
schafft ein Revisionspaar etwa 5 0 lfd. m 

und bei sehr günstigen 
Magazin-, 

Katalog- Und Signaturverhältnissen kann . 

die Leistung auf 3oo - 5oo lfd. 
m pre Tag Und Paar steigen. 

Besónders günstige Revisionsbedingungen 
sind bei der Numerus-currens

-

Aufstellung gegeben. Bei 
einer solchen Aufstellungsweise kann das 

Magazinpersonal,weitgehdnd selbständig ,ohne Heranziehung 
des tataIoges 

arbeiten. Aber nicht nur in 
diesem Fall, auch sonst sollte 

das Magazin-

personal 
zu laufenden Ordnungsatbeiten im Magazin angehalten 

werden. Wie 

es damit steht, wird 
man schon am Ende der Revision 

merken. Überhaupt ist 

es ratsam, über das Ergebnis 
der Revision eine 

Art Protokoll aufzunehmen. 

Man gewinnt dadurch Erfahrungen für 
weitere Revisionen, bekommt Unter-

lagen über das Ausmaß der 
Verluste und über 

notwendige Wiederbeschaf-

fungen, kann sich darüber 
klar werden, ob die Aufsicht 

im Magazin Und 

die 
sonstigen Kontrollen verbessert werden müssen und 

ob die Bücherpflege 

ausreicht. Auf diese  Weise wird 
selbst einem zunächst negativen Revisions

,- : 

ergebnis eine positive 
Seite abgewonnen. Diese kann noch erbbht 

werden, 

wenn man mit der Revision 
zugleich eine Bestandszählung verbindet, denn 

geradé bei größeren Beständen 
und gtößerem Zugang können Irrtümer vor- 

kommqn, die 
zu einer.ganz falschen Bestandsangabe führen. 

Als letzter Punkt-bei 
der Revision ist 

die Frage der Verluste zu 
be-

handeln. Die nach der 
Revision AngeIegte Vermisstenkartei wird 

man in 

größeren Zeitabständen immer wieder 
 durchsehen. Aue eigener Erfahrung 

wissen 
wir, wieviele zunächst vermisste Bücher 

sich nach geraumer Zeit 

wieder anfinden. Von endgültigen 
Verlusten sollte man  nicht vor Ablauf 

- 

on 2 
Jahren nach einem durch Datum.festgehaltenen Vermisstsein 

sprechen. 

Das gilt für die 
ohne Nachweis vermiesten  Bucher. 

Hat man für einver-

misstes Duch eine Quittung 
des Entleihers, so können Ersatzansprüche nur 
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gestellt werden, wenn eine rechtskräftige Benutzungsordnung 
vorliegt. 

Bei endgültig vermissten Büchern ist zu unterscheiden zwischen 
solchen von größerem -und geringerem Wert, Aus ergänzenden Richt-linien zur VBRO § 28 z.B. BM Fin. v.2.8.55 und BM Fin.v.2o.1.58 (Minal.Fin. 1958,  $.1o3) ist zu entnehmen, daß die Bibliothek bei Verlusten jetzt im Betrage bis zu DM lo,- unter Kennzeichnung des Verlustes als kurzlebiges Verbrauchsgut diesen selbst absetzen 
darf. Überschreitet der Verlust pro Bush diese Summe, dann ist die Genehmigung zur Absetzung vom Dienststellenleiter einzuholen 
(s.nteten),Geht man diesen Weg, dann muB sich aber der Leiter der Bibliothek und das Bibliothekspersonal vor dem Vorwurf des groben Mangels an Sorgfalt oder nachlämagen Verhaltens sicher wissen. 

Erst nach erteilter Genehmigung zur Absetzung erfolgt die Berichti-gung des Zugangsbuches und des Kataloges. 
Ähnlich wie bei Verlusten ist bei der Aussonderung nicht mehr benötigter Literatur, auf die man während der Revision gestoßen ist, zu verfahren. Mit Ausnahme des erhöhten Betrages gilt hierfür noch eine alte Ver-ordnung des RJM vom 21.5.37. 
Wir nähern uns dem Ende unserer Betrachtung über die Büohereirevision. Sicher  ware zu dem einen oder anderen Punkt, der sich aus der Besonder-heit der. verschiedenen Büchereien ergibt, noch mehr zu sagen. Ich hoffe aber, daß der eingangs versprochene Gesamteindruok erreicht worden ist. Ich wollte Ihnen Hinweise über die haushaltsrechtliche und bibliothekarische Seite der Revision geben, damit Sie es leichter haben, wenn die Frage der Revision an Sie herantritt. Fragen wir uns noch nach dem Verhältnis der beiden 8eiteazueinander, so dürfte es klar sein, daß eine gute bibliothekarische Revision die beste Voraus. sotzung für eine glatte haushaltsrechtliche  ist. Mag diese manchmal such ohne Beanstandungen an uns vorübergehen, als Bibliothekare sollten wir uns nie nur mit dieser begnügen. Die bibliothekarisch fachgerecht durchgeführte Revision sollte ein im Wesen unseres Berufes liegendes Anliegen sein. Auf der anderen Seite, und damit schlieBe ich, wollen wir es nicht gerade dem Rechnungshof oder unserem Haushaltsreferenten sagen, daß die auf Anordnung durchgeführte 2-jährige haushaltsrechtliche 
Stichprobenrevision für uns bloß ein notwendiges Übel ist, daß sie aber für eine wirkliche Ordnung der Bücherbestände und für eine gute Bibliotheksverwaltung nur untergeordnete Bedeutung hat, 

Dieser hat die Möglichkeit, Abschreibungen im Einzelfall bis DM loo p -und U.U. sogar bis DM 1.000 l - zu genehmigen (Min.B1.Fin 1955,  5 .552). 



Dr.ians Gerstenkorn: 

Der Bundesangestelltentarifvertrag vom 23.Februar 1961 

Wiederhabe ich auf einem Bibliothekartag über die Entwicklung des 

Tarifrechts zu berichten. Aber. sorgen Sie sich nicht, das "Standard-

Programs)." der  Deutschen Bibliothekartage mit seinen Referaten über 

Amtsdrucksachen, Loseblattsammlungen, die Rabattfrage könnte künftig 

um den ebenso reizenden Programmpunkt "Tarifrecht" bereichert werden. 
Mit der Schaffung neuer Merkmale für alle in den öffentlichen Ver-
waltungen und Betrieben vorkommenden Tätigkeiten der Angestellten als 
Ergänzung zum Bundesangestelltentarifvertrag (BAT) werden die uns 

"1:teressierenden Tariffragen für einen längeren Zeitraum geregelt 

sein. 

"Grünes Licht! Der BAT ist da!" überschrieb die Zeitschrift der DAG 

ihren Artikel über den neuen Bundesmanteltarifvertrag. Mit Recht, denn 

am 1.April 1961 trat der Bundesangestelltentarifvertrag in Kraft, der 
nach neunjähriger Verhandlungsdauer am 23.Februar 1961 zwischen, Bund4 
Ländern und Gemeinden einerseits und der GewerkSchaft ÖTV und der DAG 

andererseits abgeschlossen worden ist. 

Bis dahin waron Rechte und Pflichten dieser Angestellten nach einem 
Tarifordnungsrecht geregelt, das am 1.April 1938 einseitig und ohne 

Rücksichtnahme auf 	Meinung der" davon betroffenen in Form der - 

Aligemeinen Tarifordnung für Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst (ATO) 

und der Tarifordnung 4 für Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst .(T0.4) 

erlassen worden war. Das in diesem Dienstrecht maßgehende Führerprinzip 

spricht deutlich aus dem Vorwort der TO.A: 
, "Der Führer der Verwaltung oder. des Betriebes und die 
hierzu berufenen Vertreter haben als Gefolgsohaftsführer 
für das Wohl der Arbeitnehmer zu sorgen;  der  Gefolgschaft 
führer entscheidet gegenüber den Arbeitnehmern in allen 

betrieblichen-  Angelegenheiten". 
Nach § 3 TO .A war eine von deM Führer der Verwaltung oder des Betriebes 

vorgenonmene Eingruppierung  in eine Vergütungsgruppe bis zur Beendigung 

des Dienstverhältnisses maßgebend. Finer entschied, die anderen hatten 

zu folgen. Ber BAT tritt an die Stelle dieses  die Koalitionsfreiheit 

der Arbeitnehmer als ein wesentliches Merkmal demokratischer Staatsordnung 
nicht anerkennenden Angestelltentarifrechts. In  einem besonderen Abschnitt 

"Arbeitsvertrag" trägt er der Tatsache Rechnung, daß die Arbeitsvethält ,- 

misse  der Angestellten des öffentlichen Dienstes ihr d Grundlage 
in einer 

privatrechtlichen Vereinbarung finden. So stellt er nicht lediglich eine 

Entnazifiziérung der TO.A dar. 

Der BAT gilt iundchst 'für die Angestellten des Bundes, der Länder Und 

der  Gemeinden, soweit sie tarifgebunden sini; d.h. einer der vertrags- 

schließenden Gewerkschaften angehören. Er findet such für die Nichttarif-

gebundenen Anwendung, da aies grundsätzlich im Einzelarbeitsvertrag 

vereinbart ist cyder wird. Ausgenommen vom Geltungsbereich sind die Arbeit-

nehmer der Bundesbahn und Bundespost sowie bestimmte in § 3 genannte ' 

Berufe. Für Angestellte in bestimmten Bereichen, wie Bundesverteidigungs-

ministerium, Versorgungsbetriebe und Krankenanstalten gelten Sonder-

regelungen, die in der Anlage 2 zum BAT zusammengpfaBt sind. Wegge- 

fallen ist die lo.coo-Einwohner-Grenze bei den Gemeinden, deren Uhe 

schreitung bisher die Voraussetzung für die Anwendung der TO.A war. 

Weiter ist klargestellt worden, daß für den Begriff des Angestellten .  

jetzt allein die versicherungsrechtlichen Bestimmungen maßgebend sind. 

Es braucht daher nicht mehr die f -cc' :' Unterscheidung zwischen 
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angestelltenversicherungspflicht¡eand in der Anlage 1 zur TO.A. 

aufgeführten Beschgtigungen getroffen zu werden. Diese mußte not-

wendigerweise in vielen Fällen dazu führen, daß eine nach Versiche-
rungsrecht wie nach Verkehrsanschauung eindeutige Arbeitertätigkeit --  

dennoch der TO.A. unterstellt wurde. Jedoch kann der BAT auch für 

Arbeitnehmer in einer_der Rentenversicherung der Arbeiter unter-
liegenden Tätigkeit vertraglich für anwendbar erklärt werden, wenn 

ihre Tgtigkeit in der Vergütungsordnung (Anl ,  la und lb zum BAT) 

aufgeführt ist. Lagen entsprechende Vereinbarungen hinsichtlich der 

Anwendbarkeit der TO.A vor, so gilt nach einer Ubergangsregelung der 

BAT (vgl. § 72 Nr.1). 

Für die bundes- und landesunmittelbaren Körperschaften, 
Anstalten 

und Stiftungen des öffentlichen Rechts gilt der DAT zunächst nicht; 

er gilt daher auch nicht für die Angestellten der Sozialversicherungs-

träger, für die bisher die TO.A maBgebend war. Es kann davon ausge-

gangen werden, daß auch in diesem Bereich in Kürze dem BAT entsprechen-

de Manteltarifverträge abgeschlossen werden oder daß der BAT 
für 

anwendbar erklärt  wird. Infolgedessen setzt der BAT im Ergebnis für 

etwa 800.000 Angestellte in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben 

neues Recht. Aus seinem Inhalt möchte ich Ihnen heute nur 
die wesent-

lichsten Teile des umfangreichen Vertragswerkes unter Berücksichtigung 

der Änderungen gegenüber der TO.A vortragen. 	
e 

Die Allgemeinen Arbeitsbedingungen entsprechen weitgehend dem Beamten-

recht. Die TAtigkeiteim öffentlichen Dienst verlangt daher das Bekenntr 

des Angestellten zur freiheitlichen demokratischen Ordnung (§ 8 Abs.1). 

Der Angestellte ist verpflichtet,über Angelegenheiten der Verwaltung 

oder des Betriebes Verschwiegenheit zu bewahren. Eine Konkretisierung 

der Schweigepflicht gegenüber § 4 Abs.1 ATO beschränkt diese 
auf 

Geheimhaltung nach gesetzlichen Vorschriften oder Weisungen des Arbeit-

gebers und erstreckt sie nicht mehr auf Angelegenheiten, deren Geheim- 

haltung "ihrer Natur nach" erforderlich ist 

Die Vorschriften über die Bekämpfung der Bestechung haben eine Präzi-

sierung erfahren. Der Angestellte hat jetzt jegliches Angebot von Be-

lohnungen oder Geschenken dem Arbeitgeber mitzuteilen (§ 
lo Abs.2). 

Bisher erstreckte sich diese Pflicht gem. § 5 Abs.2 ATO 
nur auf l'Baste-

chungsversuche", setzte  also  eine Subsumtion unter eine Strafrechtsnorn 

voraus, Bei den schwierigen Abgrenzungen auf diesem Gebiete 
war dann 

der Angestellte in der Beurteilung des konkreten Falles meist über- 

fordert. 

Wegen der engen Zusammenarbeit der Angestellten des 
öffentlichen Dienst 

mit den Beamten sind zum Teil, z.B. hinsichtlich der Nebentätigkeit (§ 

und der Schadenshaftung (§ 14), die für die Beamten des Arbeitsgebers 

jeweils geltenden Vorschriften für entsprechend anwendbar erklärt Worde 

Das Becht der Versetzung und Abordnung wurde zugunsten der 
Angestellter 

verbessert und klarer geregelt (§ 12). Beim Bund und bei den Ländern 

darf der Angestellte nur innerhalb des Geschäftsbereiches 
der obersten 

Dienstbehörde, der er angehört, versetzt werden. Während 
der Probeseit, 

die regelmäßig 6 Monate dauert, sind Versetzung wie Abordnung ausge-
schlossen (§ 12 Abs.3). Neu aufgenommen wurde auch eine dem § 90 BBG 
nachgebildete Bestimmung, wonach der  Angestellte ein Recht auf Einsicht 

in seine Vollständige Personalakte hat (§ 13). Der Arbeitgeber ist nich 

mehr befugt, Teile davon dem Angestellten vorzuenthalten. In einer Prot 

kollnotiz ist ausdrücklich klargestellt, daß der 
Angestellte auch berec 

tigt ist, Abschriften aus seinen Personalakten zu fertigen. 

Wesentliche Änderungen und Verbesserungen finden sich in Abschnitt IV 

über die Arbeitszeit. Die bei den Gemeinden bereits seit 1.0ktober 195Ï 

bei Bund und Lande - 	 1.0ktober  195 8  geltende 45-Stundenwoche 
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ist in den BAT übernommen worden. Von einer allgemeinen,Einführung 
der 5-Tage-Woche  wurde abgesehen, da Ade Arbeitgeberseite insoweit 
.eine  Bindung ablehnte;' nach ihrér Auffassung kann die Entecheidung 
hierüber nur vom einzelnen Arbeitgeber unter Berücksichtigung dor bei 
ihm bestehenden Verhältnisse getroffen werden. Im übrigen wird  auf 
die gesetzlichenBeSiimmungen, d,h. in erster , Linie . auf die Vorschriften 
der:AZO Verwiesen. In bestimmten Fällen, vor silem, wenn Arbeitsbereit-
schaff in die Arbeitszeit fällt, kann die regelmäßige tägliche und 
wöchentliche Arbeitsteit bis zu einer bestimmten Grenze verlängert 
werden. Damit ist die  bisherige allgemeine Verweisung duf die  Grenzen 
der -AZO (  S.  Abs.2 ATO in  Verbindung mit § 7 Abs.?'AZO) .ersetzt und  
die der  !Dienstordnung oder dem, Arbeitsvertrag überlassene Bewertung der 
Arbeitsbereitschaft als Arbeitszeit (§ a Abs.2 ATO) beseitigt worden. 
§ 15 Abe.7 stellt klar, daß die Arbeitszeit, an der Arbeitsstelle Und' 
nicht:am Arbeitsplatz beginnt und endet. Die regelmäßige  Arbeitszeit 
vermindert sich tiir, jeden gesetzlich anerkannten Feiertag,  der  auf einen
Werktag fällt,iuM  die  ausgefallenen dienstplanmäßigen Stunden. Entsprechend 
der neueren Arbeitszeitentwicklung ist der Wochenendfrühschluß ausdriLck-
lich in § 16  verankert. Soweit an Samstagen  gearbeitet  wird,  ist  der 
Samstagnachmittag nach Möglichkeit dienstfrei zu halten. An  den  Tagen H 

- vor  bestimmten - hohen Festtagen (Nehjahr, Osiem, Pfingsten und  Weihnachten) 
_ soll die ArbeitsZeit nach Möglichkeit .schon um 12 Uhr enden (§ 16). 

Von besonderer  Bedeutung ist der durch § 17 begründete Anspruch auf 
Abgeltung sämtlicher Überstunden. Gelegentliche Überstunden bis zu 
6 Werktagen im Monat, die auch von unmittelbaren Vorgesetzten angeordnet, 
werden können,, sind künftig bis zum Ende  des nächsten Kalendermonats durch 
Arbéitebefeiung auSzugleichen. Für elle anderen Überstunden  hat  der 
Angestellte jetzt einen Rechtsanspruch auf Überstundenvergütung. Damit 
entfällt der bisher in § 2 Abs.1 Satz 2 TO.A enthaltene Grundsatz, daB 
mit der . GrundVergütung des  Angestellten auch  die' überdtunden abgegolten 
sind.  In den Abschnitt über die 'Arbeitszeit wurde auch eine Bestimmung 
aufgenommen,  die  klarstellt,  inwieweit Zeiten einer Dienstreise als 

• Arbeitszeit zurechnen  Sind. In diesem Punkt war durch die zu § 2 TO.A. 
ergangene Rechtsprechung des  Bundesarbeitsgerichts manche :Zweifelsfrage 
aufgeworfen worden.  Nun haben sich die Tarifpartner dahingehend geeinigt, 
daß bei Dienstreisen grundsätzlich nur die Zeit der dienstlichen 	' 
Spruchnahmé'am auSwärtigen Geschäftsort als Arbeitszeit gilt. Es ist 
jedoch für jeden Tag: einschließlich der Reisetage mindestens die dienst-
planmäßige Arbeitszeit zu berücksichtigen,' 

Neu und det bisherigen Tarif- und Dienstordnungsrecht unbekannt ist die 
im BAT  getroffene Unterscheidung zwischen Beschäftigungszeit  - und Dienst-
.Zeit. "Beschgftigungszeit'Y ist die bei demselben Arbeitgebet nach  Voll- 
endung/ des 18Lebensjahres in einem Arbeitsverhältnis zurückgelegte Zeit, y  
duch wenn sie unterbrochen ist" (§ 19 Abs.I Satz l); Beschäftigungszeiten 
bei einem FUnktienavergänger des Arbeitgebers werden dabei berücksichtigt. 
Die  BesphäftigungsZeit.iSt nach dem DAT von  erheblicherBedeutung t  weil 
sie fütdie Kündigungsfristen, den Zeitpunkt der Unkündbarkeit und die 
Zulässigkeit einer Herabgruppierung (§§ 53, 55) maBgebend ist. Nach 

- einer Beschäftigungszeit von 15 Jahren, frühestens nach Vollendung des 
40.1iebendjahres, wird der Angestellte unkündbar (§ 53 Abs.3). Damit wird 
.die Stellung des Angestellten gegenüber dem bisherigen Rechtszustand 
mit einer Unkündbarkeit erst nach 25 Dienstjahren (§ 16 Abs.4  TO A)  
wesentlich verbessert. Zugleich wird der  Angestellte enger an seinen 
Arbeitgeber gebunden. Das wird: zur größeren Kontinuität in dem Personal-
bestand des,öffentlichen - Dienstes beitragen, Aa ein leichtfertiger 
Wechsel des Arbeitgebers mehr als bisher überlegt werden dürfte. Die 
wichtigsten tariflichen Rechte hängen also nunmehr von 'der bei dem 
Arbeitgeber bzw. seinen Rechtsvorgänger abgeleisteten Beschäftigungs-
zeit ab.  Das Eintreten  der  Unkündbarkeit nach 15-jähriger Deschäftigungs- 
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zoit ist für die bei Inkrafttreten dos DAT im Arbuitsvorhqltnis 
stehenden Angestellten insofern besonders wichtig, als eine Über-
gangsregelung sicherstellt, da8 diesen Angestellten für das bei 
ihrem Arbeitgeber zu diesem Zeitpunkt bestehende Arbeitsvcrhältnis 
die Hälfte des Unterschiedes zwischen der bisherigen Dienstzeit nach 
§ 7 ATO und der nach dem BAT zu errechnenden Beschgftigungszeit hinzu-
zuzählen ist. Das Inkrafttreten def\BAT bringt also für viele Angestellte 
sofort die Unkündbarkeit mit sich. / War der Angestellte im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens des Tartfvertrages nach den bisherigen tariflichen 
Bestimmungen bereits unkUndbar, so bleibt er unkündbar (Besitzstand-
wahrung). 

Die "Dienstzeit" ist für die! Dauer der Gewährung von Krankenbezügen 
(§ 37) und für  Jubiläumszuwendungen (§ 39) maßgebend. Sie umfaßt zunächst 
die Bescheftigungszeit und darüber hinaus weitere anrechnungsfähige 
Zeiten einer früheren Beschäftigung, die im einzelnen aufgeführt werden. 
Im wesentlichen handelt es sich hierbei um bestimmte Vordienstzeiten 
im öffentlichen Dienst, soweit sie in der Beschäftigungszeit  nicht  be-
rücksichtigt sind. 

Ein freiwilliges oder selbst verschuldetes Ausscheiden des Angestellten 
führt grundsätzlich zum Verlust der davon betroffenen Dienstzeit. 

Die Eingruppierung der Angestellten erfol t wie bisher nach der von ihm 
überwiegend auszuübenden Tätigkeit (§ 22).  Doch sind dabei die Erkenntnisse 
aus den vielen Eingruppierungsstreitigkeiten der letzten Jahre offensicht-
lich verwertet worden. Die Tarifpartner haben erreicht, daß das Prinzip 
der Entlohnung nach der Tätigkeit im Tarifvertrag selbst besser ausgestal-
tot wurde und nicht die Rechtsprechung wie bisher zur Ausfüllung von 
Lücken bemüht werden mu8. Der Angestellte ist jetzt bei Übertragung 
einer höherwertigen Tätigkeit unverzüglich (15 23 Abs.2), bei allmählicher 
Steigerung der Wertikkeit der von ihm ausgeübten Tätigkeit nach 6 Monaten 
(§ 23 Abs.1) höherzugruppieren, Die vorübergehende Übertragung einer höher-
wertigen Tätigkeit begründet vom 1.Monat an, in dem die höherwertige 
Tätigkeit ausgeübt wird, einen Anspruch auf eine persönliche Zulage in 
Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen den in Prace kommenden Vergütungs-
gruppen (§ 24 Abs.1, 3). Handelt es sich um eine Vertretung, entsteht der 
Anspruch auf Zulage vom 3.Menat an (§ 24 Abs.2). An dem für die Eingrup-
pierung in bestimmte Vergütungsgruppen aufgestellten Prüfungserfordcrnis 
für Angestellte im kommunalen Dienst, das früher in der vom Bundesarbeits-
gericht für ungültig erklärten "Nr.4 a CDO-Gemeinden" geregelt war, haben 
die TarifOartner festgehalten (§ 25). 

1) Bei der Feststellung der Beschäftigungszeit für die bei Inkrafttreten 
des Vertrages in ungekündigter Stellung beschäftigten Angestellten ergibt 
eich nach der  Übergangsregelung  folgende Berechnung: 

,Beispiel k:  Unter Anrechnung von Kriegsdienst oder anderen Zeiten hatte 
pin Angestellter nach altem Recht eine Dienstzeit von 2o Jahren.  Davon 
ist er 6 Jahre beim letzten Arbeitgeber beschäftigt. Als Bescheftigungs-
zeit nach dem BAT werden zunächst diese 6 Jahre angerechnet sowie die 
Hälfte der Differenz zwischen der alten Dienstzeit und der Beschäftigungs-
zeit : 

2o Jahre - 6 
davon die Hälfte 
dazu 6 Beschäftigungsjahre 

Summa 	. 13 Jahre Beschäftigungszeit nach 
neuem Recht. 

Naeb  altem Recht wäre dieser  Angestellt erst nach 5 Jahren unkündbar ge-
worden; nabh neuem Rechtlard er es in 2 Jahren, sofern er das 4o.Lebensjahr 
vollendet hat. 
Beispiel 21  Ein Angestellter hatte nach altem Recht eine Dienstzeit von 

Nach altem Recht wdrde der Angestellte erst in 7 Jahren unkündbar geworden. 

18 Jahren, davon ist er 12 Jahre lang beim letzten Arbeitgeber gewesen.Bei 
der Errechnung der Beschäftigungszeit nach neuen Becht  wird zu  den letzten 
12 Beschäftigungsjahren die Hälfte der Differenz zur alten Dienstzeit, also 
3 Jahre, hinzugerechnet. Die neue Beschgftigungszeit beträgt dann 15 Jahre. 

Nash neuem Recht ist er es bereits, sofern er das 4o.Lebensjahr vollendet 
hat. 

- 14 Jahre 
. 7 Jahre 
. 6 Jahre 
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Da nach dem neuen Vergütungssystem des BAT alle Steigerungstermine 

unabhängig Vom Zeitpunkt der Einstellung auf den  Beginn  des Monate, 

in dem der 'Angestellte ein mit gerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr 
vollendet, gelegt sind, mulne eine entsprechende Übergangsregelung 
itr die :Angeetellten, deren Grundvergütung sich nach bisherigem Recht 

nicht  mit dem Lebensalter, sondern nach dem Tag der Einstellung 

steigerte, getroffen werden. lm günstigsten Falle kann dies eine V9/ 

verlegung des derzeitigen Steigerungstermins um 23 Monate bedeuten. ! 

Die Abschnitte .V1 und VII § 15 22 - 36) BAT enthalten in Verbindung 

mit der Vergütungsordnung Anlagen la und lb zum BAT) nur die Rahmen-

bestimmungen über die Eingruppierun g  und die  Vergütung.  Die Höhe der 

'Vergütung im Einzelfalle ergibt sich aus dem besonderen Vergütungs-
tarifvertrag in Verbindung mit dem Einzelarbeitsvertrag. Die Vor-

schriften Ober die Vergütung zeichnen sich  trot Z ihres Umfanges dureh 

eine einfachere und verständlichere Fassung im Vergleich zur  TO.." sus. 

Auf Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden. Vermerkt eel, nur, 

daß die Tendenz, die Angestellten des öffentlichén Dienstes weittehend 

den Beamten gleichzustellen, auch hier zum Ausdruck gekommen ist (vgl. 
die BAT-Bestimmungen über Ortszuschlagt § 29,  Kinderzuschlag t §, 31, 
örtlicher Sonderzuschlag: § 32, Zulagen: § 33). Das gilt such für die 
Reisekostenvergütung (* 42), die Trennungsentschädigung ( 43) und die 
Umzugskostenerstattung (§ 44). Dabei sind die in der ADO zu § 22 TO.A 
enthaltenen Kannvorschriften entsprechend ihrem tatsächlichen materiel-

len Gehalt durch MuEvorechriften ersetzt worden. 

Der Verbesserung der wirtschaftlichen Sicherung des Angestellten 
dient 

auch die Verlängerung der bisherigen Fristen, fur deren Dauer dem  Ange-

stellten im Falle einer durch Unfall oder Krankheit verursachten Arbeits-

unfähigkeit die Bezüge 'welter gezahlt werden (§ 37). Endete die Zahlung 

der Kránkenbezüge bisher längstens nach 16 Wochen, so werden diese jetzt 

nach einer Dienstzeit von mindestens zehn Jahren bis zur Dauer von 

26 Wochen sewährt; diese  Frist  gilt ohne Rücksicht auf die Dienstzeit 

such bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten i.S. der RVO. 

NeU ist die Gewährung einer4bi1äumszuwendung von DM 2oo,- nach 25 
 Dienst-

jahren und von DM 350,- nach 4o Dienstjahren ( 39). pas 
Sterbegeld wurde 

erhöht; es steht den Hinterbliebenen für den Sterbemonat und zwei 
woltera 

volle Monate in Höhe der vollen Vergütung des Verstorbenen zu ( 41) und 

zwar auch dann, wenn infolge Aussteuerung (§ 37) kein Anspruch auf Ver- 

gütung mehr besteht. 

2) Beispiel 1:  Ein Angestellter erhielt den letzten Steigerungs-

betrag im Dezember 196e.  Der nächste Steigerungstermin wäre im 

Dezember 1962 fällig. Vollendet nun  dieser Angestellte im Monat 

Mai 1961 ein mit gerader Zahl bezeichnetes Lebensjahr, so erhält 

er nicht im Dezember 1962, sondern bereits im Mai 1961 seinen 

nächsten Steigerungsbetrag. 

Beispiel 2:  Erreicht ein Angestellter ein mit gerader Zahl be-

endetes Lebensjahr zu einem späteren Zeitpunkt ale dem, 
in dem 

sich seine Grundvergütung nach bisherigem Recht gesteigert hätte, 

so gilt Folgendes: Ein Angestellter, der nach bisherigem Recht 

den nächsten Steigerungsbetrag im Juli 1961 bekommen hatte, 

und der das nächste Lebensjahr mit-gerader Zahl erst im 
Dezember 

1961 erreicht, erhält dann einen Steigerungsbetrag mit Inkraft-

treten des BAT und im Dezember 1961 den nächaten. 



- 18 - 

Der Urlaubsanspruch, die Urlaubsvergütung und die Urlaubsdauer, 
die bisher in einem besonderen Urlaubstarifvertrag geregelt waren, 
sowie die Voraussetzungen für eine Arbeitsbefreiung sind im 
9.Abschnitt (§§ 47 - 52 BAT) geregelt, Die Urlaubsbestimmungen ent-
sprechen im wesentlichen dem bisherigen Becht. Die Voraussetzungen 
für eine Arbeitsbefreiung sind den heutigen rechtlichen und politi-
schen Verhältnissen entsprechend umgestaltet. Bei der Urlaubsregelung 
des BAT steht der Erholungszweck eindeutig im Vordergrund. Bei Er- 
krankung whhrend des Urlaubs werden die durch ärztliches Zeugnis nach-
gewiesenen Krankheitstage bei unverzüglicher Anzeige auf den Urlaub 
nicht angerechnet (§ 47 Abs.6). Streitigkeiten über die Höhe der Urlaubs-vergütung ist weitgehend dadurch vorgebeugt, daß in jedem Falle die 
laufende Vergütung (§ 26 BAT) und die in  Monatsbeträgen festgelegten 
ZUlagen, bei einem Urlaub von mehr als 6 Tagen auch andere Zulagen 
sowie Vergütungen für Überstunden und Bereitschaftsdienst nach dem 
Tagesdurchschnitt der letzten 3 Kalendermonate zu zahlen sind. Die Abgeltung nicht gewährten Urlaubs ist auf alle Fälle der fristgemhaen 
Kündigung durch den Arbeitgeber, der nicht durch vorsätzlich Schuld-
haftce Verhalten des Angestellten veranlaßten fristlosen Entlassung 
und des berechtigten fristlosen Ausscheidens des Angestellten begrenzt 
worden. 

Die Fristen für die ordentliche Kündigung sind gegenüber § 16 TO.A. im 
wesentlichen unverändert geblieben. Sie sind jedoch nicht mehr nach der Dienstzeit, sondern nach der neu eingeführten Beschäftigungszeit (§ 53 
und § 19 BAT) gestaffelt. Die außerordentliche Kündigung unkündbar ge-
wordener Arbeitnehmer ist auf Gründe in ihrer Person oder in ihrem 
Verhalten beschränkt (§ 55 Abs.1 BAT). Doch wird bestimmt, daß betrieb-
liche Erfordernisse eine Änderungskündigung zum Zwecke der Herabgrup-
pierung rechtfertigen. Das gleiche gilt bei dauernder Unfähigkeit des Angestellten, die Arbeitsleistungen zu erfüllen, für die er eingestellt ist und welche die Grundlage für seine Eingruppierung bilden. Die Arbeitgeberseite hatte die Forderung erhoben, daß Gino Herabgruppierung um zwei Vergütungsgruppen möglich sein müsse. Erst in der Abschlußver-handlung ist eine Einigung über die Herabgruppierung um eine Vergütungs-gruppe zustandegekommen. So ist dem Interesse des Angestellten, in der 
Vergütungsgruppe zu bleiben, in die er bei Eintritt der Unkündbarkeit eingestuft war, weitgehend Rechnung getragen worden. Die Anderungs-
kündigung ist überdies überhaupt ausgeschlossen, wenn die Leistungs-minderung auf einen Arbeitsunfall oder Berufskrankheit zurückzuführen 
ist oder auf natürlicher Abnahme der körperlichen oder geistigen Krdfte 
nach einer Beschäftigungszeit von  2e  Jahren beruht und der Angestellte 
das 556Lebensjahr vollendet hat. Damit wird für den Bereich des BAT im Anschluß an die in Lehre und Rechtsprechung entwickelten Gedanken des 
allgemeinen Kündigungsschutzrechts die Prago geregelt, inwieweit der Arbeitgeber im Rahmen der Fürsorgepflicht bei AuSspruch der Kündigung nach Treu und Glauben auf den Arbeitsplatzschutz des Arbeitnehmers 
Rücksicht nehmen muß. 

Zu den wichtigsten in der 3.Lesung des BAT vereinbarten Neuerungen gehört auch die Einführung von Ausschlußfristen. Diese für die Ansprüche des Angestellten wie des Arbeitgebers geltedden Fristen sollen die Parteien des Arbeitsverhältnisses im Interesse des Arbeitsfriedens und der 
Rechtssicherheit veranlassen, ihre Ansprüche rechtzeitig geltend zu 
machen. Ansprüche auf Leistungen, die auf die Zugehörigkeit zu einer 
höheren Vergütungsgruppe oder auf die Ausübung einer höherwertigen 
Thtigkeit gestützt sind, und die allmonatlich entstehenden Ansprüche 
auf Vergütung müssen binnen 6 Monaten schriftlich geltend gemacht werden. Binnen 3 Monaten nach Aufforderung durch den Arbeitgeber hat der Angestell-te die Dienst- und Beschäftigungszeiten nachzuweisen. Diese Fristbe... 



stimmung dämmt die slch oft über Jahre hinséhleppenden . Streitig-
keiten über anrechnungsfähige ,Dienstzeiten  ein..  Die Angestellten 
sollten  über diese  wichtigen Fristen gleich belehrt werden. 
Der Angestellte, Amr am  Tage  der Beendigung des  Arbeitsverhältnisses  
das 21.Lebensjahr vollendet hat und in  einem  ununterbrochenen 	- 
Arbeitsverhältnis von  mindestens einem Jahr bei demselben Arbeitgeber 
gestanden  hat,  erhält beim Ausscheiden einen Rechtsanspruch aut 
Gewährung eines Übergangsgeldes.  Damit wird die unbefriedigende 
Regelung  der ADO'Nr.1 Abs.7 zu § 16 TO.A ausgeräumt, die . keinen Rechts- 
anspruch auf ffbergUngsgeld gewährte. - 	 - 

Der BAT trifft schließlich eine Reihe von  Sonderregelungen  über Wehr-
Idienetwohnungen, Schutz - und Dienstkleidung usf. Dabei gibt es keine 
Verweisungen auf andere Vorschriften mehr wie in § 14 ATO. In den 
Anlagen jut BAT  wurden,  um den Besonderheiten der  Arbeite-  und Betrebs-
verhältniese auf verschiedenen Gebieten des öffentlichen  tiensteg ge-
recht zu werden,' insgesamt 26 Sonderregelungen vereinbart.  Diese  siną
treat/1(3h  dem  MAntelteil  gleichwertige  Bestandteile des BAT; !ice können / 
nicht  gesondert  gekündigt werden. 

BAS zUnenmende'Rineinwacbsen der Angestellten des öffentlichen Dienstes 
4n neue beamtenähnliche  Aufgaben findet  seine Berücksichtigung in der 
erstmaligen Vereinbarung von Tarifvorschriften für zahlreiche,Berufs-
gruppenz . für die Angestellten im auswärtigen Dienst, -im Flugsicherungs-, 
Wetter-, Strafvolizugsdienst usw. Neben Verwaltungsanrestellten be-
séhäftigtder öffentliche Dienst Angestellte  in Krankenhäusern, landwirt- 

- echaftliChen Betrieben, Theatern,  Sparkassenbetrieben,  Bibliotheken, 
'Aróhiven,Hßchulen:und .  auf Schiffen. .Hervorzuheben ist, daß  nach  Anlage 
241 Nr.2 BAT die Volksbibliothekare für die :Erarbeitung von Bücherkennt-
nissen und die  Besprechung  von Neuerscheinungen die' Anerkenntnis  einer 
angemessenen Zeit ala . regelmäßige Arbeitszeit erreicht haben. 

An  verschiedenen Stellen innerhalb dès Vertrages finden sich Verweisungen 
auf  die  sog. Anlagen  la  und lb. Damit sind die noch nicht vereinbarten 
Vergütungsordnungen  gemeint, Bis zum Abschluß neuer Vergütungsregelungen 
gelten gemäß §- 73 Abs.)  (Anl. la zum BAT) noch die bisherigen Vergütungs-
ordnungen TO.A,und Kr  .„T weiter. So schnell Wie es die  Umstande  zulusem, 
Werden die Verhandlungen über eine Neufassung der Anlage l zur TO:A 

: -und der Kr .T aufgenommen werden. Babel wird es In erster Linie darauf 
ankommen, durch eine Neuformulierung  der Tätigkeitsmerkmale eine gereehte 
Bewertung der Leistungen herbeizuführen. Ber  Tarifvertrag  vot 15.1.196o, 
der bereits  fur  bestimmte Vergütungsgruppen eine Neubewertung brachte,  
steht . einer generellen Neubewertung aller Veirgütungsgruppen micht ent-
gegen. Das erklärte Ziel des Tarifvertrages vom  15  Januar  1960, den man 
als einen teilweisen Vergriff auf die Vergütungsordnung  zum  BAT  ansehen  
könnte'l  war, die wertmAßige  Diskrepanz  zwischen bestimmten Vergittungs-
und Besoldungsgruppen zu beseitigen, 

Die Verhandlungen . über die neuen Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsordnung 
-zum BAT sind für  die  Diplom-Bibliothekare  dés gehobenen Dienstes An - 
wissenschaftlichen  Bibliotheken von besonderer Bedeutung. Auf Grund der 
Erfahrungen  mit dem  .Tarifvertrag  vom  15.1.196o kommt es jetzt darauf an, 
die  Tätigkeitsmerkmale  der Vergütungsgruppe IV b zu verbessern und den 
gehobenen Bibliotheksdienst  such noch in dia Vergütunrsgruppe IV  ą  auf- 
zunehmen.  . Für die bibliothekarischet Hilfekräfte, die - bisher nur bis 
Vergütungsgruppe ,VIL eingruppiert werden können, muß auch eine - Höher- 
siufungstögiichkeit nach VergUtungsgruppe VI b erreicht werden.  Nach :  
Rücksprache mit den Tarifpartnern über diese Frage besteht  Aussicht,  daß 
die bibliothekaris040 HilfstrAftelcünftig auch nach Vergütungsgruppe 

-VI b kommén kötnen.' ) , 

3) Zur-rechtlichen Seite dieses Einstufungsproblets vgL H,Gerstenkorn: 
:Der  Diplom-Bibliothekar  und der Tarifvertrag vom 15.1.196o. In; Arbeit 
und'  Recht.  Jg.  196e.  H.6. S.173 ff, 
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Unsere  Wünsche für die Neuformulierung der Tätigkeitsmerkmale der 
Vergätungsgruppe IV b, wobei vor allem eine Änderung  der Bandzahlen 
und des Unterstellungsverhältnisses zu erstreben wäre, werden in 
der Tarifkommission sicher nicht leicht durchzusetzen sein. Voraus-
setzung wäre eine Einigung auf möglichst präzisWormulierungsvor-
schläge vor Beginn der Kommissionsverhandlungen", eine gewiß nicht 
leichte Aufgabe, da viele Bibliothekstypen berücksichtigt werden wollen. 
Tarifverhandlungen, bei denen viele Beteiligte auf Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerseite ihre Wünsche durohsetzen wollen, können nur mit einem 
Kompromiß enden. Bestehendem und der Rechtsprechung müssen Rechnung 
getragen werden. Die Ablösung der ATO und TO.A, insbesondere aber such 
der vielen Dienstordnungen war eine ebenso umfangreiche wie komplizierte 
Arbeit. Die Bedeutung des BAT wird nosh einmal deutlich in den SchluB-
vorsohriften ( 73), die mit geringen Ausnahmen die bisher noch gelten-
den Tarifordnungen einschließlich der sie ergänzenden Allgemeinen, 
Gemeinsamen und Besonderen Dienstordnungen, Sonderregelungen sowie 
Sondererlasse der ehemaligen Reichsminister und des ehemaligen Reichs-
treuhänders für  den öffentlichen Dienst, ferner zahlreiche nach dem 
Kriege geschlossene Tarifverträge aufheben. Diese Vereinheitlichung der 
Bestimmungen in einem Vertragswerk, das klar in seinen Formulierungen, 
einprägsam in seiner Ubersichtlichen Gliederung ist, hilft dem Ange-
stellten im öffentlichen Dienst; darüber hinaus leistet der BAT einen 
Beitrag zur Funktionsfähigkeit  und Arbeitsvoreinfachung der öffentlichen 
Verwaltung. In der Festigung der Rechtsstellung der Angestellten kommt 
der im Grundgesetz verankerte Gedanke der  Sozialstaatlichkeit zur 
Geltung. 

4) Inzwischen hat die Tarifkommission mit den Verhandluhgeit über die 
Tätigkeitsmerkmale der Vergütungsgruppe I - III TO.A, begonnen, die 

für manche Angestellte im höheren Bibliotheksdienst von Bedeutung 
sein dürften. Mit neuen Beratungen Uber die VergUtungsgrupen V b - 
IV a ist nicht vor Beginn des nächsten Jahres zu rechnen, da die 
Kommission arbeitsmäBig überlastet ist und diese Vergütungsgruppen im 
Tarifvertrag vom 15.1.196o vorerst eine Regelung gefundeh haben. 



Wolfgang H d n e 1 : 

Wünsche  der Bibliothekare an die  Verleger 

Nicht :oft wird den geplsgten Dienern: des Buches, den Bibliothekaren, 
Gelegenheit gegeben, ihre Wünsche, Ärgernisse und Verbeseerungs 	— 
vorsphldge an die Verleger und  Fabrikanten dieser Erzeugnisse einen 
größeren Kreise außerhalb ihrer eigenen Interessenvertretungen zur 
Kenntnis zu: bringen.  Der Verlag Carl Heymanne, den ich auf dessen 
Bitten  bereits  fur seinen  Almanach 1961 einen Beitrag zu dem Thema 
"Umgang mit leseblnttwerken - Erfahrungen und  Wunsche" übergeben 
konntéYder-ungekürzt auf den Seiten 41-46  zum Abdruck 'kam, hat  nach. 
auch für der: Almanach 1962 aufgefordert f -in r einem Beitrag die . Wunsche: 
der Bibliothekare an die Verleger diesmal ohne  dip Lpseblattwerke 
aufzuzahlen und zu erläutern. 	• 

Fühlteleh  mich bei den Loseblattwerken  auf  Grund' meiner eigenen 
bitteren Erfahrungen und den Gesprächen  sowie dem vielen Schrift-
wechsel mit den  Leitern großer Bibliotheken, die  ebenfalls  mit be. 
Ardchtlichen LoseblattsammIungen gesegnet sind, zu einer Beantwortung 
ohne -die allgemeine Mithilfe aller Kollegen berechtigt,  so möchte ich 
diesmal im allseitigen Interesse such besonders die  Leiter der  kleine-
ren Bibliotheken auffordern, mir durch Anregungen und Hinweise zu 
helfen. Zum Spezialschrifttum durfte soviel  - Zu sagen sein, da8 wohl 
jeder der hier Anwesenden ein ()der Zwei Hinweise geben kann. Sofern 
dies heute niohtmöglich ist; bitte ich recht herzlich, mir bis späte; •- 
stens  Ende Juni  das Material oder  die  entsprechenden Stichworte zu-
gehen zu laseen, denn  der Verlag hat  mich gebeten,  den Beitrag möglichst 
bis  zum Beginn der großen Ferien abzuliefern. 

Bisher: sind bereits folgende Punkte vorgesehen: 

Bücher  

Für plas . 
Titelblatt 

_ : sollte  das Normblatt DIN 1429 Vorbild  sein - dies gilt  insbesondere 
für Verleger bzw. Druckereien; die nur selten eigene Buch 
erzeugnisse herausgeben. 

scheinungsjahr  
Büchern ist immer wieder darüber zu klagen, dag auf dem Titel-

blatt das ErScheinungsjahr fehlt. Vielfach ist  es audit ans  dem 
- Copyright.LVermerk, dem Vorwort Oder Inhalt nicht festzustellen: 
riese  Angabe ist für den Bibliothekar eminent-michtig,'auch bei 
schöngeistiger Literatur. 

Originaltitel 
Bel Buchübersetzungen eus einer fremden Sprache sollte in'der 
1. und den folgenden Auflagen unbedingt  auch  der Originaltitel 
dés Werkeb als Untertitel bier durch hinweisenden Vermerk  an
deutlich sichtbarer Steil .° angegeben werden. 

Vorankündigung 
von  Werken nicht oft schon Jahre vor dem Erscheinen,  Sie s011ten. 
erst angekündigt Werden, wenn das Erecheinungsdatun ih etwa fest-
steht  Die  Verleger sollten ihre vorangekündigten, 'zum Subskrip-
tionspreis bestellten Werke nicht später zu einem erheblich 

' höheren Preis lieferh. Anderenfalls  setzen sie sich  der Gefahr 
der Rückgabe  seitens  des Bestellers aus. Auch keine.VordaAierung 
des:,Erscheinungejahree., 
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Abkürzungen 
Keine Fantasieabkürzugen, hierbei möglichst das Abkürzungs-

verzeichnis  Kirchnerx  verwenden. 

Vornamen 
des Autors oder Verfassers bzw. Herausgebers in Buchtiteln, 
Zeitschriftenaufsätzen, Beiträgen in Festschriften usw. (Jahr-

büchern); der Rufname muS unbedingt ungekürzt angegeben werden. 

Schriftenreihen 

Wenn Sondernummern oder Hefte einer Schriftenreihe herausgegeben 
werden, sollte von der ersten Ausgabe an die Durchnumerierung mit 

der Nr.1 beginnen, um spätere Unklarheiten und Rückfragen bei der 

Ermittlung und Zitierung zu vermeiden. 

Eipe bibliographisohe Karte  
(ähnlich  der Titelkartei der Deutschen Bibliothek) mit der Buoh-
auslieferung durch den Verlag wäre m.E. im Interesse vieler 
kleiner Einmannbibliotheken - schon aus Zeitgründen empfehlens-
wert (Vorbilder sind in Amerika vorhanden). 

Zeitschrif ten 

Die Auflagenhöhe  

ist oft zu niedrig. Schon nach wenigen  Wochen oder Monaten sind 
einzelne Nummern vergriffen und können nicht nachbezogen werden. 

Hervorhebung  

der Heft-Nummern bei Zeitschriften an deutlich sichtbarer Stelle 
sowohl auf dem Schutzumschlag wie auch auf der ersten durchnume-
rierten Seite jeder Ausgabe. 

Bibliographische Angaben 

Ausführliche bibliographische Angaben, z.B. genaue Zitierung 

der Hinweise bei Quellenangaben in Zeitschriftenaufsätzen usw. 

Verlagsort-Angabe  

ist bei Zeitschriften unbedingt erforderlich, wenn Herausgeber, 
Verlag, Druckerei usw. unterschiedlichen Sits haben. 

• Zitierleisten  

sollten bei den Zeitschriften auf, der ersten Seite, bzw. dem 

Schutzumschlag an gut sichtbarer Stelle angebracht sein. 
Jede Zeitschrift sollte auf der ersten Seite hinter oder unter 

dem Titel ihre Abkürzung angeben, wie dies z.B. bei der "Zeit-

schrift für das gesamte  Familienrecht"  (Panin) geschieht. 

Durchnumerierung • 
der Seitenzahlen eines Jahrganges. Keine Fortzdhlung über einen 

Jahrgang hinaus. 

Bei der Einfügung von Reklameseitén sollte unbedingt von einer 
Durohnumerigrung dieser Seiten in arabischen Ziffern 'abgesehon 
werden, dunit  sie später nicht mitgebunden werden müssen. Der 
einzelne Jahrgang einer Zeitschrift im Regal nimmt sonst erheb- 
lich  mehr Platz in Anspruch, Regalraum in Bibliotheken ist 
aber heute besonders wertvoll und teuer. Gegen eine Numerierung 
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von Reklameseiten in  römischen Ziffern.. wie  in den  medin-
nisCherr2eitschriften üblich -.dürftp dagegen nichts einzu-
wenden seine. 
Inhaltsverzeichnisse fili- den  vorhergehenden Jahrgang sollten.' 
keinesfalls  in ein Heft des  laufenden Jahrganges mit  durch-
laufender Seitenfolge eingearbeitet werden. 

AufaatzfortsetzUngen 

in einer Zeitschrift sollten sich nach Möglichkeit nicht ,über 
einen Jahrgang hinaus érstrecken..Vorallem sollte Ale Fort-
setzung Tacht,  über mehrere Hefte hin  unterbrochen werden. 

:Bei Gesetzblättern 

1) auf dem Titelblatt oder  am Schluß des  Inhaltsverzeichnisses 
,Angabe l  wie vieleNummern der. betr. Jahrgang umfaßt,Hbzw. 
mit welcher Seitenzahl er abschließt; 

2) am  Schluß der  letzten Nummern eines Jahrganges kurzer" 
- Hinweis, daß der Jahrgang abgeschlossen ist, sofern nicht 

aus dem Ausgabedatum  (z B.  31.12.) ohne weiteres ersichtlich. 

Kein Übergehen zur  PERFORATION  ' 

von Zeitschriften, da hierbei die Verleitung zur HeraUsnahme, . 
einzelner Seiten noch unterstützt uncrvergröß6:trn' wird(Losebla t-
weTk!) 

Die  Herausgabe  von  Sammelordnern 

scheint umstritten. Ordner mit allen möglichen Heftungsmechaniken 
verfuhren immer wieder zumwiderrechtlichen EntferneheinzeIner'. 
Hefte oder Blätter. 
Ihre Herstellung wird vielerorts für überflügehalten, da 
jede Bibliothek, die darauf Wert legt, sich selbst Ordner oder 
Schatullen besorgen kann. . 

Die Jahresregister 

sollten schneller geliefert werden. Manche Verleger benötigen 
hierzu ein halbes Jahr und mehr. Mehrjahresregister werden stets 
dankbar begrüßt. 

Kurzreferate  

von langen Aufsätzen sind sehr erwünscht (siehe hierzu als Bei-
spiel einzelne Firmenzeitschriften, auch "Recht im Amt" u.a.). 
Möglichst kurze Inhaltsangabe oder bibliographischó Angaben ru 
jedem Aufsatz. 

Beilagen 

Essollte-unbedingt möglich sein, beI.Zeitschrieén, denen ständig 
eine umfangreiche und teure Beilage beigefügt ist, in Fällen des 
Mehrfachbezugs  der Hauptzeitschrift diese auch ohne die Beilagé'' 
bekommen zu können. 'In der  Regel werden  von Beilagen . Arep den 	_ 
Bibliotheken nicht So viele Exemplare benötigt wie  von  de  Haupt-
titel. tieAlierdurc7a ersparten Kosten konliten dsnn  fur den  Bezug 
von Mehrfachstücken der Hauptzeitschrift oder anderer Werke frei-
gemacht  warden. 
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Formate 

Es wäre sehr zu wünschen, wenn die Verleger von den ausgefallenen 
Formaten, wie z.B. den Querformaten, quadratischen Formaten und 
anderen Extravaganzen Abstand nehmen würden. Eine Einigung auf 
3 oder 4 Normen sollte angestrebt werden. 

Auch bei Zeitschriften keine zu großen Formate wählen, da der Raum 
in den Bibliotheken immer knapper und teurer wird. Nicht Übergang 
vom bisherigen Zeitschriftenformat auf Zeitungsformat - wenn auch 
Mr den Verleger bei großen Auflagen u.U. billier - da ashen 
genügend Raum in den Bibliotheken filii unbedingt aufzubewahrende 
Zeitungsformate benötigt wird (Bundesanzeiger, Staatszeitungen 
und Staatsanzeiger, Berufszeitungen, Informationsblätter usw., 
z.B. "Das Parlamenta us*.). 

Einbände  

Gleichmäßige Einbanddecken Sind unbedingt zu befürworten. 

Rückentitel  

Eine Einigung über die Gestaltung der Rückentitel  wäre  Behr 
erwünscht, Schriftrichtung von oben nach, unten oder von unten 
nach oben. Hierüber wird immer wieder geklagt, auch viel 
Druckerschwärze ist zu diesem Thema verbraucht und viele 
statistische Erhebungen über die Häufigkeit der einen oder 
anderen Beschriftungsart sind angestellt worden. 

Das Ergebnis aer jahrelangen und nicht uninteressanten Dis-
kussionen sowie der Erhebungen des Bibliographieausschusses 
des Bi1.rsenvereins kann dahin zusammengefaßt werden, daß der 
Rückentitel von unten nach oben zu laufen hat, sofern er nicht, 
was immer das beste ist, horizontal angebracht werden kann. 

Nach Möglichkeit sollte bei der Anbringung der Schrift am 
unteren Ranle ein kleiner Baum, etwa 3 - 4 cm, zum Aufkleben 
der Bibliethekssignaturen freigelassen werden. 

Auch auf Rückentiteln sollte auf besonders deutlich hervor-
tretende Angaben von Band- und Jahreszahlen Wert gelegt werden. 

Keine blassen Druckfarben auf an und für sich schon sehr hellen 
Buchrücken, umgekehrt keine dunklen Farben auf dunklen Rücken. 
Auch hier wird leider unbedacht häufig gesündigt. 

, Der Bibliothekseinband 

ist unbedingt dem Verlagseinband vorzuziehen. 
Doch darf nicht übersehen werden, daß die Bibliotheken nicht die 
alleinigen Bezieher sind. Von seiten der Verleger sollte ein 
stärkerer Einband erstrebt werden und vor allem eine wesentlich 
bessere Verarbeitung der Buchrücken. 

Keine Kunststoffeinbände 

da diese bei häufiger Benutzung brechen (z.B. Kommentator). 

Keine Lumbeck-Einbande 

dann lieber Broschur. Die Bibliotheken binden sich broschierte 
Literatur meist lieber selber ein. 



Helle Einbände  
Empfindlichen hellen Einbänden ist unbedingt zu widerraten, 

es sei denn, daB sie in selbstklebenden Folien geliefert werden, 

die in jedem Falle zu begrüßen wären. 

, Statt des -echutzumschlages sollten besser Einbände 
mit selbst. 

klebenden blieb geliefórA werden. 

Fachbücher sollten nur dunkle Einbände erhalten. 

Der Almanach 1961 ist im Börsenblatt für den 
Deutschen Buchhandel 

besprochen und auch auf den Beitrag über die 
Loseblattwerke hinge-

wiesen wcrden. Ich möchte-in unserer aller Interesse - 
hoffen und 

wünschen, daß auch das Ihnen soeben bekanntgegebene 
Thema so all-

seitige Beachtung findet. Daher nochmals meine herzliche 
Bitte um 

baldige Mitteilung Ihrer Anregungen und Hinweise bis 
spätestens 

Ende Juni d.J. 
Im voraus meinen herzlichen Dank für Ihre Mithilfe! 

) Kirchner, Dr.Hildebert: Abkürzungsverzeichnis 
der Rechtssprache 

auf der Grundlage der für den 
Bundesgerichtshof gelten- 

den Abkürzungsregeln. 
Berlins Walter de Gruyter u. Co., 1957, XII, 347 S. 





Empfehlung 

über  :die Einrichtung von Ausbildungsplanstellen 
n Behördenbibliotheken des Bundes. 

Mie Besetzung der an Behördenbibliotheken des Bundes und der 

Lander bpstehenden Planstellen des  gehobenen mittleren Dienstes 

% mit  bibliothekarisShen FachkrAften (Diplombibliothekaren) be- 

gegnet  wegen  des  Mangels einer ausreichenden Zahl von Stellen- 

anwärtern  dieser  Fachrichtung seit geraumer ZeitSchwierigkeiten. 

Nach  den ,Feststellungen der  Kommission für Ausbildungsfragen  des  I 

Vereins  Deutscher Bibliothekare wird nosh suf Jahre hinaus  nicht 

nur für Ale Behördenbibliotheken, sondern auch für die aligemei.., 

nentSsensbhaftlichen Bibliotheken ein ungedeckter  Bedarf an 

Diplombibliothekaren bestehen. 

Diener akute  Nachwuchsmangel ¡st in  erster  Linie auf die , zu geringe  

Zahl der'llusbildungsplanstellen zurückzuführen, die aie einzelnen 

Bibliotheken  den von den Ländern unterhaltenen Bibliotheksschulen 

ZUT Verfügung  stellen  können. An den z.Z. (Mai 1961) bestehenden: 

1o9  Bibliotheken  dés  Bundes gibt  es z.B.  keine einzige  Ausbildungs-

stelle. Wegen des Eigenbedarfs der ausbildenden Bibliotheken der 

Länder stehen für die Behördenbibliotheken keine Lanfbahnanwdrter 

zur Verfügung, da diese sich in erster Linie um eine Anstellung 

an den  Bibliotheken bewerben, auf deren Planstellen sie ausgebildet 

worden  Sind. Die Arbeitsgemeinsehaft möchte daher ihren  dem  Bundes..; -  

minibterium des Innern am 23.November 196o unterbreiteten Vorschlag;H 

Ausbildungsplanstellen an geeigneten-BehÖrdenbibliotheken einzu-

richten, nochmals unterstreichen. 

Die  Arbeitsgemeinschaft  halt  einerseits  die Rinzunahmé der 

lehatdenbibliotheken  auch im Hinblick auf die für diese Bibliotheken: 

zUsätzliqh:erforderlichen KenntnisSe  für Sehr wünschenswert, anderer- 

seitSHwegen der engen  Verbindung  der Behördenbibliotheken mit  dein  

gesamten deutschen wissenschaftlichen Bibliothekswesen  die 4Ufrecht -j 

erhaltung  einer einheitlichen Fachausbildung aller Bibliotheks- 

anwärter.fUr notwendig. Im Hinblick auf Bestrebungen einzelner - 

Geschgfisbereiche, z.B. des.Vérteidigungs- und des Postministeriums, 

: .für ihre Büchereien eine eigene Ausbildung einzurichten,  erfordert  

die  drohende Gefahr der Zersplitterung sofortigelaBnahmén. 



Die Arbeitsgemeinschaft schätzt den durchschnittlichen Jahres-

bedarf an Diplombibliothekaren  für Behördenbibliotheken auf 

15 - 2o Kräfte. Bei der Ermittlung des Bedarfs ist die wegen 

des überwiegend weiblichen Berufes hohe Schwundzahl - sie 

wurde in Hamburg mit mindestens  3e  90, in Bayern sogar mit 

70 % errechnet - zu berücksichtigen. Bei einer dreijährigen 

Ausbildungszeit würden daher etwa 6o Planstellen im schritt-

weisen Aufbau erforderlich sein. 

Da der überwiegende Bedarf bei den Behördenbibliotheken 

des Bundes besteht und die grüBeren Bundesbibliotheken den in 

den Ausbildungsordnungen der Lander geforderten fachlichen 

Voraussetzungen entsprechen, ist es zweckmäßig, die erforder-

lichen Ausbildungsstellen bei Bibliotheken des Bundes einzu-

richten. 

München, den 25.Mai 1961 
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